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Geſchonter Reichtum.
Das Kompromiß über die Reichsfinanzreform.

Nur Steuern auf den Volksverbrauch!
Jn den geheimen Verhandlungen der Subkommiſſion zur

Vorberatung der Reichsfinanzreform iſt unter vorläufiger Bei-
ſeiteſchiebung der Liberalen zwiſchen Konſervativen und Zen
trum eine Verſtändigung auf folgender Grundlage zuſtande ge-
kommen:

Es wird keine neue Reichsſteuer eingeführt, welche die be
ſitzenden Klaſſen belaſtet. Reichsnachlaßſteuer, Reirhs-
erbſchaftsrecht und Reichsvermögensſteuer ſind als erledigt
zu betrachten.

Dagegen werden Steuern auf den Maſſenverbrauch unge
fähr in der Höhe der Forderungen der Regierung bewilligt.
Die Einzelheiten der Ausgeſtaltung dieſer indirekten Steuern
unterliegen noch der weiteren Betatung.

Falls die durch neue indirekte Steuern beſchafften neuen
Einnahmen des Reichs zur Beſtreitung der Ausgaben nicht
ausreichen ſollten, iſt das Defizit bis zur Höhe von 150 Milli-
vnen Mark durch Zuſchüſſe der Einzelſtaaten (Matrikular-
beiträge) zu decken. Die Regierungen ſollen ſich binnen zwei
Jahren entſcheiden, nach welchem neuen Verteilungsmodus
anſtatt des bisherigen der Kopfzahl) dieſe Zuſchüſſe auf die
einzelnen Staaten umgelegt werden ſollen. Die Matrikular-
beiträge ſind durch Beſitzſteuern aufzubringen, doch bleibt die
Ausgeſtaltung dieſer Beſitzſteuern den einzelſtaatlichen Ge
ſetzgebungen überlaſſen.

Dieſe Verſtändigung bedeutet, wie man auf den erſten
Blick bemerkt, einen reſtlos vollſtändigen Sieg der von den
Konſervativen vertretenen Forderungen. Die Konſervativen
beharren unbeugſam auf ihrem Standpunkt, daß vom Reichs-
tag nur indirekte Steuern, Steuern auf den Maſſenverbrauch
des Volkes und dieſe in möglichſter Höhe bewilligt werden
müſſen, daß es aber dem Parlament des allgemeinen Wahl
rechts verboten ſein ſoll, das Portemonnaie der Beſitzenden“
anzufaſſen.

Die Beſitzenden ſollen weder durch neue Reichserbſchafts
ſteuern noch durch eine Reichsvermögensſteuer behelligt werden
dürfen; auch das Recht entfernteſter Erben darf nicht ge
ſchmälert werden durch ein erweitertes Erbrecht des Reichs.
Nur für den Fall, daß die neuen indirekten Steuern zur
Deckung des Reichsbedarfs nicht ausreichen, ſollen die Be
ſitzenden nicht in Form eigener Reichsſteuern ſondern in der
bisher üblichen Form der Matrikularbeiträge mit-
herangezogen werden. Wie ſie dieſe Beiträge aufbringen,
ſollen aber in Preußen und den anderen Staaten mit un-
gleichem Wahlrecht die Beſitzenden ſelbſt unter einander aus
machen in den Drei- oder Vierklaſſenparlamenten, die ihre
ſichere Domäne ſind.

Dazu kommt, daß die Bewilligung der indirekten Steuern
ſofort erfolgen ſoll, die Neuregelung der Matrikularbeiträge
aber erſt zum 1. Januar 1012! Es kann ſchon heute ge-
ſagt werden, daß auch dieſer Termin wahrſcheinlich nicht ein
gehalten wird, denn es ſteht nicht in der Macht des Reiches,
die Einzelſtaaten zu zwingen, ein beſtimmtes Geſetz bis zu
einem beſtimmten Termin fertigzuſtellen. Allerdings dürfte,
wenn der konſervativ- ultramontane Plan glückt, die Fertig-
ſtellung der einzelſtaatlichen Geſetze bis zu dem angegebenen
Termin gar nicht notwendig werden. Es iſt bekannt, daß die
Bedarfsrechnung des Reichsſchatzamts ſtark übertrieben iſt, ſie
rechnet mit einem Mehrbedarf von 500 Millionen wahrſcheinlich
um 100--150 Millionen zu hoch. Werden jetzt, wie beabſichtigt
wird, 300 bis 860 Millionen indirekter Steuern
bewilligt, ſo wird das vorausſichtlich für ein paar Jahre reichen.
In ein paar Jahren aber wird man weiter ſehen!

Jm Jahre 1902 wurde dem arbeitenden Volk zur Entſchädi-
gung für die Laſten des Brotwuchertarifs eine Witwen-
und Waiſenverſicherung zum 1. Januar 1010 durch
geſetzlichen Beſchluß in Ausſicht geſtellt. Jn zehn Monaten
wird der Termin zur Einlöſung dieſes in der denkbar feier-
lichſten geſetzlich bindenden Form abgegebenen Verſprechens er
füllt ſein. Am 5. Februar 1909 aber erklärte der Staats-
ſekretär v. Bethmann Hollweg die Annahme, daß die Regierung
und der Reichstag dieſe Ehrenſchuld gegenüber den Aermſten
der Armen wirklich abtragen könnte, für einen „ſchönen
Traum“.

Die neuen Hunderte von Millionen, die zu den Wucher-
milliarden des Jolltarifs aus den Maſſen des Volkes gepreßt
werden ſollen, dienen nicht dazu, die Witwen und Waiſen des
arbeitenden Volkes zu unterſtützen ſondern den unerſättlichen
Hunger des Militarismus und Marinismus für ein paar
Jahre zu befriedigen.

Braucht man noch mehr der Beiſpiele, was von Treu und
Glauben, von Schwüren und Verſprechungen der Regierung
und ihres Parteienklüngels zu halten iſt? Wohl! Jm Januar
1907 vor den Reichstagswahlen machten ſozialdemokra-
tiſche Zeitungen und Flugblätter darauf aufmerkſam, daß dem
neuzuwählenden Reichstag große Steuerforderungen unter-
breitet werden würden. Daraufhin erſchien in der „Nordd.
Allgem. Zeitung“ eine Erklärung der Regierung, daß die Ein
führung neuer Steuern nicht beabſichtigt ſei.

Und jetzt?!

Ein Leutnant, der ähnlich handeln würde, müßte die Uniform
ablegen, es ſei denn, er wäre zufällig ein hoher Ariſtokrat Denn
wenn die Kleinen detrgleichen treiben, iſt's eine Lumperei;
wenn es die Großen tun, heißt es nationale Politik“.
Einen Kellner um die Zeche prellen, Wechſel ausſtellen, an deren
Einlöſung man nicht einmal im ſchönen Traume“ denkt,
iſt gemern. Kein Menſch beſtreitet's. Aber ein ganzes Volk
betrügen, iſt „Pattiotismus“.

Heute wird uns geſagt: „Wenn erſt 300-850 Millionen
neue Verbrauchsſteuern bewilligt ſein werden, und wenn dieſe
Summen zur Deckung des Bedarfs nicht ausreichen, ſo werden
es ſich die Beſitzenden in ihren Einzelparlamenten überlegen,
auf welche Weiſe ſie am Ende auch etwas zur Tragung der
Heeres und Flottenlaſten beitragen könnten.“

Wir ſtehen nicht an, darauf zu erwidern: „Die Väter des
neuen Kompromiſſes über die Reichsfinanzreform denken
gar nicht daran, die Beſitzenden jemals und auf irgend
welche Weiſe ernſtlich zur Tragung der Reichs en mit heran-
zuziehen Kommt die Zeit, da die jetzt zu bewilligenden
Summen nicht mehr ausreichen, ſo werden die Verſprechungen
von heute vergeſſen ſein, und man wird abermals die indirekten
Steuern erhöhen.“

Es gibt nur ein Mittel, einer ſolchen Entwicklung der Dinge
wirkſam entgegen zu arbeiten. Das iſt der Zorn des Volkes
Läßt ſich das Volk den Rieſenbetrug jetzt gefallen, ſo wird
man weiter gehen. Es iſt eine Schmach, daß man über die
Steuerſchröpfung nicht das Volk befragt. Erſt im Jahre 1912
ſellen Neuwahlen ſtattfinden. Bis dahin wird von den
agrariſchen Beutelſchneidern und „ſchriſtlichen“ Steuer-
ſchröpfern nach dem Grundſatz: „Mundus vult deceipi, ergo
decipiatur die Welt will betrogen ſein, alſo werde ſie be
trogenl“

Die Parteien und die Regierung.
Auf dem Mansverfeld der Finanzreform ſtehen die Par-

teien nunmehr ſo:
Auf der einen Seite Konſervative und Zentrums-

leute geſchart um das Banner der oben gekennzeichneten Vor
ſchläge Gamp-Herold, vor dringend.

Auf der anderen Seite: Die verbündeten Regierungen und
die Liberalen, die die Brutalität der neuen Steuerpreſſe durch
eine mäßige Reichsbeſteuerung des Reichstums bemänteln
wollten, aufgelöſt, ohne feſten Gegenplan, zurückweichend.
Die Freiſinnigen, der Reichskanzler und das
Reichsſchatzamt ſind ſchon halb oder ganz zur Streckung
der Waffen bereit. Einigermaßen aufrecht ſtehen noch
die Nationalliberalen!! Ein grimmiger Witz der
Weltgeſchichte: Die Nationalliberalen wollen wenigſtens ein
mal in ihrem Leben die letzten geweſen ſein, die umgefallen
ſind. Der Freiſinn übernimmt den Vortrittl

Das „arbeiterfreundliche“ Zentrum kooperiert in eng
ſter Gemeinſchaft mit den brutalen konſer-
vativen Volksfeinden; wenn die Reichsfinanzreform
gemeinſchädlicher und unehrlicher wird, als es
ſelbſt die Regierung gewollt hat, ſo wird das Zuſtandekommen
einer ſolchen Reform zweifellos das „Verdienſt“ des
Zentrums ſein. Schon triumphiert die ultramontane
Preſſe: Das Zentrum wird wieder Regierungspartei. Das
Volk bezahlt die Koſten, aber was tut's? Das Volk, zumal
das Volk der Zentrumswähler, iſt geduldigl Das Zentrum
kann im Plenum zu einer neuen Mehrheit 108 Mann ſtellen,
die geſamte Rechte verfügt dank der freundlichen Bemühungen
der liberalen Blockbrüder über nicht weniger als 100 Stimmen,
Zentrum und Rechte bilden alſo, wenn ſie geſchloſſen auf-
treten, eine Mehrheit von 212 Stimmen. Da die abſolute Mehr-
heit im Reichstag 199 beträgt, könnte der ſchwarz-ſchwarze Block
den Abfall eines halben oder ganzen Dutzends von Antiſemiten
immer noch verſchmerzen. Jm alten 1906 aufgelöſten Reichstag
verfügten Zentrum und Rechte nur über 194 Stimmen, ſie
konnten noch keine Mehrheit für ſich allein bilden, ſondern
brauchten wenigſtens noch die Nationalliberalen dazu. Jm
neuen Blockreichstag kann aber eine Mehrheit der Rechten ge-
bildet werden unter vollſtändiger Ausſchaltung des Geſamt-
liberalismus. Das iſt der bejubelte „liberale Erfolg“ der
Hottentottenwahlen von 19071

Solche Gedanken mögen vielleicht jenen Strategen des
Blockfreiſinns durch den Kopf geſchoſſen ſein, die in der
Subkommiſſion die geniale Eingebung hatten, die Augen zuzu-
drücken und zu allem Ja zu ſagen. Sich nur nicht aus-
ſchalten laſſen, lieber alles mitmachen! Selbſt wenn man gar
nicht dabei gebraucht wird! Die Nationalliberalen aber waren
diesmal was nicht ſchwer war die Geriſſeneren, ſie be
merkten, daß ſie unter den gegebenen Umſtänden nicht mit-
machen könnten, ohne ſich ſelber die Schlinge um den Hals zu
legen. Darum ſchlugen ſie in ihrer Preſſe Alarm, die „Natio-
nallik ale Korreſpondenz“ ſchrieb über den Vorſchlag Herold-
Gamp ſehr treffend:

Der Antrag bedeutet ein gefährliches Manöver.
Man will zunächſt die erforderlichen Gelder durch eine Be-
fteuerung des Konſums zuſammen tragen und die Frage
der direkten Steuern dann ſeelenruhig. auf
den St. Nimmerleinstag verſchieben. Eine
ſolche Politik werden die Nationalliberalen nicht
mitmachen.

Nicht daß die Nationalliberalen in Wirklichkeit auf direkte
Reichsſteuern ſo ſehr verſeſſen wären, aber ſie merken ſehr ge

nau, daß die parlamentariſche Stellung ihrer Partei gefährdet
iſt Not lehrt denken, darum beurterlen ſie die finanzpolitiſchen
Schwargzkünſte des neuen Blocks ſo außerordentlich richtig. Da-
durch aber brachten ſie auch den Rückzug der Dre W einſt
weileg wieder zum Stehen und wenn die „Magdeb. Zeitung“
recht unterrichtet iſt, haben ſich die Fraktionen des Geſamt-
liberalismus zu einem gemeinſamen Vorgehen zuſammenge-
ſchloſſen, um ja was zu tun? Um die konſervativ-ultramon-tanen Finanzſchwindier öffentlich zu entlarven? Um Proteſt-

aktionen vorzubereiten Um in die rückſichtsloſeſte Oppoſition
überzugehen? Hören wir die vrophetiſche Quelle ſelber
rauſchen! Die „Magdeb Zeitung“ ſchreibt:

Von parlamentariſcher Seite hören wir, daß die National-
liberalen und die Freiſinnigen ſich in den letzten vertrau-
lichen Beſprechungen über die Reichsfinanzreform zu einem
gemeinſamen Vorgehen zuſammen geſchloſſen haben. Es liegt
bereits ein neuer Kompromißantrag vor, der von
ihnen zuſammen unterzeichnet iſt. Man erwartet (1), daß
die andern Blockparteien auf dieſen Vorſchlag eingehen
werden. Die Entſcheidung über die Finanzreform iſt mit
dieſem Antrag gegeben, ſie wird alſo in den nächſten Tagenfallen. Der Inhalt des Kompromiſſes wird vertraulich be

handelt.
Das heißt alſo ſchließlich doch nichts anderes, als daß der

„Geſamtliberalismus ſeinen Standpunkt: „Keine Finanz-reform ohne Reichserbſchafts- oder Keichevermögensſteuer!“

bereits verlaſſen hat und den Konſervativen einen ergeben-
ſten Vorſchlag zu unterbreiten gedenkt, der ſchließlich auf die
Tendenz hinauslaufen dürfte: „Zwanzig Prozent billiger als
das Zentrum!“ Bloß, weil ſie es ſind! Bloß, damit ein armer
Mann auch etwas verdienen kann! Bloß, damit der Block nicht
geſprengt wird!

Am Donnerstag, wenn die Finanzkommkſſion
wieder zuſammentritt, dürfte ſich bereits manches
entſchieden haben. Wie ſich aber immer die Dinge entwickeln
werden, ſo haben ſich doch ſchon alle bürgerlichen Parteien ſo
tief kompromittiert, daß ihnen ſelbſt ein künftiger vorüber-
gehender Anfall von Oppoſitionsluſt nichts mehr helfen könnte.
Die brutale Vaterlandsloſigkeit der Junker, die ſich ſofort
zeigt, wenn es ſich ums Geben und nicht wie ſonſt ums Nehmen
handelt, die ſchleichende Kammerintrige des Zentrums,
dem kein Schaden des Volks zu groß iſt, wenn es dafür den
Vorteil einer angenehmeren parlamentariſchen Stellung ein-
tauſchen kann, die Heuchelei und feige Schwäche der Libe-
ralen, die vor der Ausſchaltung mehr Angſt empfinden als
vor der Schande des Wortbruchs, das alles gibt zuſammen ein
erſchütternd-abſtoßendes Bild jener Art von Politik, von der
mit Recht geſagt wird, daß ſie den Charakter verdirbt.

An die Einſicht des Volkes glauben, heißt unker den gegebenen
Umſtänden auf nahe große Erfolge der Sozialdemo-
kratie rechnen. Dieſe Erfolge ſind zu erzielen, wenn nur die
breiteſten Maſſen auch richtig erfahren, was jetzt im Reichstag
der Hottentottenwahlen vorgeht. Gehen wir daran, es ihnen
ſo verſtändlich wie möglich zu ſagen! Zeigen wir die Dinge,
wie ſie ſind! Laſſen wir die Tatſachen reden! Sie ſprechen
für unsl!

Die Furcht vor dem Volkszorn.
Die agrariſche „Deutſche Tageszeitung“ iſt plötzlich wieder

außerordentlich bülowfreundlich geworden. Sie redet dem
Kanzler zu, er möge ruhig Blut bewahren und die Nerven be
halten. Der tote Punkt, auf dem die Finanzreform angelangt
iſt, werde überwunden werden. Eindringlich warnt das
Vlatt den Kanzler, den Reichstag aufzulöſen. Eine
Reichstagsauflöſung mit der Parole: „Finanzreform und
Nachlaßſteuer“ würde der Regierung gewiß keine
Mehrheit bringen. Eine Auflöſung ſei ſchon um des-
willen nicht nötig, weil die Gegner der Nachlaßſteuer dem
Fürſten Bülow „keine anderen“ Schwierigkeiten bereiten
wollen.

Die Junker haben ihren Beſitz vor der Beſteuerung gerettet,
nun machen ſie keine weiteren Schwierigkeiten.

Die preußiſchen Steuerzuſchläge.
Das preußiſche Dreiklaſſenhaus beendete am

Sonnabend die zweite Beratung der Steuergeſetze, deren Er
trägniſſe zur Deckung der für die Beamtenbeſoldungen notwen-
digen Mehrausgaben dienen ſollen. Es kam dabei noch zu recht
intereſſanten Auseinanderſehungen zwiſchen dem Finanz-
miniſter Freiherr v. Rheinbaben und den extremen Agra-
riern einerſeits und den Freiſinnigen mit ihren konſeroativen
Blockgenoſſen andererſeits. Der lachende Dritte war das Zen
trum, deſſen Wortführer Herold Tränen der Rührung ver-
goß wegen des Heranziehens der Einkommen ſchon von 1200
Mark ab, was ſeine Partei aber nicht hindert, dieſer unſozialen
Forderung zuzuſtimmen. Bemerkenswerter war. was Herr
Herold über die Reichsfinanzreform ſagte. Die Nachlaßſteuer
lehnt natürlich dieſer „Volksvertreter“, der ſchon die Einkom-
men von 1200 Mark an aufs ſchwerſte belaſtet, entſchieden ab,
und findet ſich da zuſammen mit den Konſervativen, die hier
das nackte Geldintereſſe einer ſchon heute von der Geſetzgebung
nach allen Richtungen hin bevorzugten Großgrundbeſitzer ſtark
vertreten. Herr Herold hat aber auch Sinn für Humor und
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derſicherte, nachdem er ſoeben mit der Abſage über die Nach
Iaßſteuer der Finanzreform Knüppel zwiſchen die Beine gewor-
fen hatte, mit der treueſten Miene von der Welt die „freudige
Mitarbeit“ ſeiner Partei an dieſom großen Werke. Mehr an
Heuchelei iſt dem Hauſe ſicher noch nicht geboten worden.

Wie rückſichtslos die Agrarier bei dieſen Steuergeſetzen vor
gehen, bewies die Rede des Freiherrn v. Rheinbaben.
Dieſer erz konſervative Miniſter, der, bisher als der beſte Freund
der preußiſchen Junker galt, fand es geſchehen Zeichen und
Wunder ſcharfe Worte gegen dieſe agrariſche Begehrlichkeit,
die dahin geht, daß bei der Ergänzungsſteuer für land und
forſtwirtſchaftliche Grundſtücke erſtens der durchſchnittliche Er
tragswert von 30 Jahren zugrunde gelegt werden ſoll, und daß
ſich davon zweitens die Agrarier auch noch ein angemeſſenes
Arbeitseinkommen abziehen wollen. Beſcheidenheit iſt eine
Zier, doch weiter kommt man ohne ihr. Dies das Leitmotiv
der Agrarier aller Schattierungen, mit dem ſie durchkommen,
auch wenn, wie Herr v. Rheinbaben ankündigte, dadurch die
Verabſchiedung der ganzen Beamtenbeſoldungsgeſetze in Frage
geſtellt wird. Bei der Abſtimmung hatte unſere Partei die
Genugtuung, daß einer ihrer Anträge angenommen wurde, der
darauf hinausläuft, daß das Kinderprivilegium das Wahlrecht
in keiner Weiſe beſchneiden ſolle. Die Geſellſchaftsſteuer wurde
ohne Debatte verworfen und dann begann der heftige Streit
über die Steuerzuſchläge. Die Freiſinnigen hatten in der
Kommiſſion ſich dem Kompromiß angeſchloſſen, das dieſe Zu-
ſchläge von 1909 ab für Einkommen von 1200 Mark erheben
will. Da die Konſervativen dreiſt und gottesfürchtig dieſes
Kompromiß durchbrachen und ſchon für 1908 dieſe Zuſchläge
erhoben wiſſen wollen, hielten ſich auch die Freiſinnigen nicht
mehr für gebunden und beantragten, die unterſte Grenze auf
3000 Mark heraufzuſetzen. Es begann nun eine regelrechte
Katzbalgerei unter den bürgerlichen Parteien, bei der leider
nichts herauskam. Es blieb bei dem urſprünglichen Kom-
promiß. Unſere Partei ließ durch den Genoſſen Hirſch einen
Antrag begründen, der die Zuſchläge erſt von 7000 Mark Ein-
kommen erheben wollte, was urſprünglich auch die Regierungs-
vorlage vorgeſehen hatte. Der Antrag wurde natürlich abge-
lehnt.

Aus der Beratung des Landwirtſchaftsetats iſt die Zuſage
des Miniſters hervorzuheben, daß den Ueberſchwemmten in der
Altmark ſchnellſtens ſtaatliche Unterſtützung zuteil werden ſolle.
Der Zentrumsagrarier Graf Spee leiſtete ſich eine häßliche
Denunziation des Profeſſors Plate von der landwirtſchaft-
lichen Hochſchule in Berlin, der jetzt das Erbe Haeckels in Jena
angetreten hat. Plate hat nämlich bei der diesjährigen
Kaiſergeburtstagsfeier eine Rede gehalten, die ſich von den
andern Kaiſergeburtstagsreden dadurch unterſcheidet, daß ſie
einige gute Gedanken enthielt. Er trat für die Trennung von
Staat und Kirche ein und warf dem Zentrum vor, daß es die
Jntereſſen Roms über die des Vaterlandes geſtellt hätte. Es
iſt überflüſſig zu ſagen, daß Herr Kreth aus Stallupönen
die Denunziation für ganz in der Ordnung hielt und daß der
Landwirtſchaftsminiſter erklärte, das Auftreten Plates nicht
billigen zu können. Herrn Plate, der Preußens Staub längſt
von ſeinen Füßen geſchüttelt hat, wird es vermutlich höchſt
gleichgültig ſein, was ein preußiſcher Miniſter von ihm denkt.

Montag geht die Debatte weiter.

Politiſche Uebersicht.
Halle, den 22. Februar 1909.

Das Siegesfeſt im Zirkus Buſch.
Die Hauptverſammlung des Bundes der Landwirte, die an

dieſem Montag im Berliner Zirkus Buſch abgehalten wird, ſoll
nach den Ankündigungen der Deutſchen Tageszeitung“ zu
einem großen Feſte zur Feier des Sieges geſtaltet werden, den
der Bund der Landwirte wie in andern Fragen ſo beſonders
in der Frage der Reichsfinanzreform und der Befreiung der
großen Erbſchaften von der Beſteuerung errungen hat. Das
Organ der Arbeiter ſchreibt:

Mit ganz beſonderer Freudigkeit können wir ſchon heute
feſtſtellen, daß es dem Bunde der Landwirte gelungen iſt, die
ſchwere politiſche Gefahr der Nachlaßſteuer von unſerem
Volksleben abzuwenden. Jhr gegenüber hat er zuerſt, und
zunächſt faſt allein, auf der Warte geſtanden und mit dem
Aufgebote aller Kräfte, mit weitem Blick und unbeugſamer
Entſchiedenheit den erſten Schritt auf einer unheilvollen
Bahn verhindert. Auch ſeine Gegner erkennen unumwunden
an, daß die erfolgreiche Bekämpfung dieſes Planes in der
Hauptſache ſein Werk iſt; und auch von ihnen werden
manche ſpäter dem Bunde Dank wiſſen, wie ſie zum großen
Teile ſchon jetzt das Verſchwinden einer Geſetzesvorlage
ſegnen, an der außer lebensfremden Theoretikern nur die
Sozialdemokratie eine reine Freude hatte.

Alſo die einzigen, die die großen Erbſchaften keineswegs
die kleinen Bauerngütchen) zum Nutzen des Reiches wirklich
beſteuern wollten, waren die Sozialdemokraten. Die andern,
die ſo taten oder noch tun, ſind Schwindler.

Das ſagen nicht wir, die Agrarier ſagen es. Und ſie haben
recht l

Wer regiert das Deutſche Reich?
Dieſe Frage findet durch den Geſchäftsbericht des Bundes

der Landwirte eine hübſche Antwort. Bei den letzten Landtags
wahlen wurden 243 vom Bunde der Landwirte unterſtützte
Kandidaten zu Abgeordneten gewählt. Davon ſind 166 ſelbſt
Bundesmitglieder. Der Bund der Landwirte verfügt alſo im
preußiſchen Abgeordnetenhaus über eine bombenſichere abſo
lute Mehrheit.

Und da nun nach der Theorie des Freiburger Profeſſors
v. Below der preußiſche Landtag das eigentliche Oberhaus des
Deutſchen Reiches iſt, ſo ſind die eigentlichen Beherrſcher des
Reiches die Herren v. Oldenburg-Januſchau, v. Wangen-
heim, Liebermann v. Sonnenberg, Diederich Hahn.

Eine einſeitige Jntereſſenvertretung des Großgrundbeſitzes
beherrſcht unumſchränkt einen der erſten Jnduſtrie- und Han-
delsſtaaten der Welt! KnutenOertels Geiſt ſchwebt über dem
Lande der Dichter und Denker!

Blockpolitik zur gegenſeitigen Erhaltung der Mandate

Eine lebhafte Wahlproteſt-Debatte hatte der weimariſche
Landtag am Freitag. Trotzdem der Landtag im letzten
Jahre ſeiner dreijährigen Tätigkeit angelangt iſt, konnte jetzt
erſt über den Wahlproteſt verhandelt werden. Jm Wahlgeſetz
und auch in der Geſchäftsordnung für den Landtag befindet
ſich keine Beſtimmung darüber, innerhalb welcher Zeit ein
Wahlproteſt eingereicht werden muß. Dieſer Umſtand ermög-
lichte es unſeren Genoſſen in Jlmenau, lange nach der Wahl,
als ſie dahintergekommen waren, daß man einfach einer grö-
ßeren Anzahl von Perſonen das Bürgerrecht und damit das
Wahlrecht zum Landtag erteilt habe, einen Proteſt einzureichen.
Hatten doch Perſonen das Wahlrecht erhalten, die nicht einmal
die Vorausſetzung zur Erwerbung des Bürgerrechtes erfüllt
hatten. Die Tatſache ſtand feſt. Die höhere Verwaltungs-
behörde mußte ſogar auf erfolgte Beſchwerde verfügen, daß eine
Anzahl Perſonen wieder aus dem Bürgerbuche geſtrichen wer-
den mußten. Der Wahlprüfungsausſchuß empfahl trotzdem die
Gültigkeit der Wahl. Es hätte innerhalb der Auslegefriſt der
Liſten dagegen Einſpruch erhoben werden können. Genoſſe
Bandert ſtellte den Antrag auf Ungültigkeit der Wahl. Er
wies nach, daß der Ausſchuß einen irrigen Standpunkt ein
nehme. Es ſei in Jlmenau ſhſtematiſch gemogelt worden.
Man habe eine hanebüchene Korrektur des Glückes vorgenom-
men, nur um den Sieg der bürgerlichen Parteien zu ermög-
lichen. Aber es half alles nichts; der ganze Block, vom Frei-
ſinn bis zu den Agrariern, ſtimmte geſchloſſen gegen die drei
Sozialdemokraten für die Gültigkeit des auf ſo wunderbare
Weiſe zuſtande gekommenen Mandats.

Deutſches Reich.
Die Novelle zum Strafgeſetzbuch hat jetzt die Zuſtimmung

des zuſtändigen Bundesratsausſchuſſes gefunden und wird vom
Plenum des Bundesrates ſchon zu Anfang der nächſten Woche
durchberaten werden. Die Novelle wird noch im Monat
Februar dem Reichstage zugehen.

Konflikt in NeuGuinea Nach einem Telegramm der
„Kölniſchen Zeitung“ aus Deutſch NeuGuinea haben ſämtliche
außerordentlichen Mitglieder des Gouvernementsrates ihr Amt
niedergelegt. Eine Neubildung des Gouvernementsrates iſt
unmöglich, da die europäiſchen Anſiedler ausnahmslos auf der
Seite der alten Mitglieder ſtehen. Danach ſcheint es zu einem
Konflikt zwiſchen dem Gouverneur und der europäiſchen Be-
völkerung gekommen zu ſein, und zwar vermutlich infolge der
neuen Zollordnung.

Landtagsdiäten. Die Altenburger Regierung hat
dem Landtag eine Vorlage auf Erhöhung der Diäten der Land-
tagsabgeordneten zugehen laſſen „mit Rückſicht auf die allge-
meine Steigerung der Lebensverhältniſſe“, wie ſie begrün-
dend ausführt. Der Satz wird von 9 auf 12 Mark für die
auswärts wohnenden, und von 4,50 auf 6 Mark für die in der
Stadt Altenburg wohnenden Abgeordneten erhöht. Gleich-
zeitig wird Fahrgeld zweiter Klaſſe) zur Hin- und Rückfahrt

neben etwaigen Koſten der Gepäckbeförderung und bei Land-
reiſen die baren Auslagen vergütet. Der tägliche Mehr-
bedarf ſteigert ſich von 258 auf 366 Mark.

Die Orden ſind das Wichtigſte. Nicht geringe Ueber-
raſchung gab es am Freitag im Landtag von Schwarzburg-
Rudolſtadt, als die Finanzkommiſſion bei der Beratung des
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Staatshaushaltsetats beantragte, die mit 900 Mark angeſetzte

oſition Orden zu ſtreichen. Der Referent, Abgeordneter
irſten, (Bund der Landwirte) motivierte die Ablehnung

mit der ſehr vernünftigen Anſicht, daß, wer Orden verſchenken
will, dieſe auch bezahlen ſoll. Sofort erhob ſich der Staats
miniſter, Freiherr v. d. Recke, um in beweglichen Worten die
Wichtigkeit gerade dieſer Poſition zu ſchildern, und in

dem er an den Patriotismus der bürgerlichen Abgeordneten
appellierte, ſprach er die Drohung aus, daß die Regierung den
ganzen Etat ablehne, wenn die Orden nicht bewilligt würden.
Unſer Genoſſe Hartmann kennzeichnete gebührend dieſe
Sorte Regierungspolitik, die ſich nicht ſcheut, wegen einer höchſt
überflüſſigen Ordenspoſition den ganzen Staatshaushalt in
Frage zu ſtellen. Bei den bürgerlichen Abgeordneten wirkte
aber die Drohung des Staatsminiſters, die die Landtagsauf-
löſung zur Folge gehabt hätte. Mit der knappen Majorität
vdn 8 gegen 7 Stimmen wurden die Ausgaben für die Orden
ſchließlich bewilligt. Außer unſeren Genoſſen beſaß nur ein
bürgerlicher Abgeordneter ſo viel Rückgrat, die Poſition abzu
lehnen.

Ausland.
Die Balkankriſe.

Frankreich als Friedensrichter.
Wien, 21. Februar. Frankreich hat beim hieſigen Kabinett

Vorſtellungen erhoben im Sinne der Gewährung einer Friſt
an Serbien zur Herſtellung beſſerer Beziehungen. An hieſiger
beſtinformierter Stelle wird erklärt, daß vor Ablauf der erſten
Märzwoche keine Veränderung in dem Verhältnis zu Serbien
eintreten werde.

Rußland macht nicht mit.
Petersburg, 21. Februar. Jn hieſigen maßgebenden

Kreiſen wird erklärt, die ruſſiſche Regierung ſei derzeit nicht in
der Lage, der von Frankreich geplanten Aktion betreffs Bei
legung des Konfliktes zwiſchen Serbien und Oeſterreich ſich an
zuſchließen.

Ein berechtigter Vorwurf.
Konſtantinopel, 21. Februar. Nach dem Beſuche des

ruſſiſchen Botſchafters Sinowiew beim Großweſir traten die
Miniſter zu einer Beratung zuſammen, worauf längere Jn-
ſtruktionen an den Botſchafter in Petersburg, ſowie die übrigen
Botſchafter ergingen. Die Pforte vertritt den Standpunkt, daß
die Anerkennung Bulgariens im Widerſpruch zu den Berliner
Abmachungen ſtehe und daß die Großmächte verpflichtet ge-
weſen wären, vorher eine Verſtändigung mit der Pforte an-
zubahnen.

Serbiſche Spione.
Graz, 21. Februar. Da die Militärbehörden Kenntnis er-

halten haben, daß ſich ſerbiſche Spione in Graz aufhalten,
wurde der Wach- und Patrouillendienſt für alle militäriſchen
Jnſtitute verſtärkt.

OeſterreichUngarn.
Regierung und Nationaliſten.

Prag, 21. Februar. Die Führer der national-ſozialen
Partei in Jungbunzlau erhielten eine Vorladung vor das
Kriegsgericht, das gegen ſie die Unterſuchung wegen Ver-
brechens der Verleitung von Soldaten zur Deſertion eingeleitet
hat. Wie die tſchechiſchen Blätter melden, finden Hausdurch-
ſuchungen in der Provinz nicht nur bei den national-ſozialen
Jungmannſchaften, ſondern auch bei ehemaligen Unteroffi-
zieren und bei geweſenen Soldaten ſtatt. Einige Organiſatio-
nen der national-ſozialen „Omladina“ wurden bereits behörd
lich aufgelöſt.

Serbien.
Miniſterkriſe.

Belgrad, 21. Februar. Das Kabinett Welimirowitſch hat
geſtern abend dem König ſeine Demiſſion eingereicht. Es wird
nunmehr die Zuſammenſtellung einer aus allen Parteien be-
ſtehenden Koalitionsregierung angeſtrebt. Dies wird mehrere
Tage dauern und große Schwierigkeiten bereiten. An die
Spitze dieſer Regierung dürfte Paſitſch kommen, der ſich ruhig
verhalten hat und einer friedlichen Richtung zu huldigen ge
neigt ſcheint.

Parteinachrichten.
Die Erklärung der 66 in Baden.

Die bekannte Erklärung der 66 ſüddeutſchen Parteitags-
delegierten in Nürnberg, die den eben gefaßten Beſchluß auſ
ſtrikte Ablehnung des Budgets durch die Landtagsfraktionen
mit dem kühlen Bemerken durchbrach, das bleibe lediglich
den Landtagsfraktionen vorbehalten, entſprach und entſpringt
einem ſyſtematiſchen Vorgehen, wie nicht nur die nachherige

23 Berthold Meryan. Wechör. verb.
Roman von Cornelie Huygens.

(Autoriſierte Ueberſetzung aus dem Holländiſchen.)

Aus einem gewiſſen Zartgefühl hatte Meryan unterlaſſen,
Baby gleich bei der Ankunft Carla vorzuſtellen. Er wollte
alles vermeiden, was den Eindruck hervorrufen könnte, als ſei
ie bei ihnen in einem Dienſtverhältnis. Die Vorſtellung er-
olgte daher erſt, als ſie das Speiſezimmer betrelen hatte.

„Hier haben Sie unſer kleines Madel,“ ſagte Herr Meryan,
Baby zu ihr führend. „Unſere beiden Jungen, die in Leiden
und in Deift ſtudieren, werden Sie wahrſcheinlich in den
nächſten Tagen kennen lernen, da ſie öfters herüberkommen.
Mein älteſter Sohn ſpielt Geige und liebt überhaupt die Muſik
ſehr. Er würde ſich gewiß außerordentlich freuen, wenn er
mit Jhnen muſizieren dürfte.“

„Mein ſchwaches Können ſtelle ich Jhnen allen recht gerne
zur Verfügung,“ ſagte ſie mit ihrer ſanften wohllautenden
Stimme. Sie beſchäftigte ſich dann mit Baby, welche ſehr
verlegen blieb, jeden Augenblick errötete und bloß mit Ja und
Nein antwortete.

Bei Tiſch kam die Unterhaltung ziemlich in Fluß. Meryan
ſprach viel über Corduroys. Jm Laufe der Unterhaltung
wurde Carlas Aufenthalt in England erwähnt und Frau
Meryen, die mehr Offenheit als Takt beſaß, ſtellte ihr die
wenig delikate Frage, ob ſie denn auch in London in Trauer
geweſen ſei.

Carla antwortete freundlich, aber bewegt, daß ſie die Ein-
ladung zur Seaſon durchaus gegen ihren Willen und nur aufaLedrickchen Wunſch von Frau Corduroy angenommen. habe.

Aus England zurückgekehrt, hätte ſie ſich gefreut, ihre ſchwarze
Kleidung wieder anlegen zu dürfen, und ſie ſei entſchloſſen,
ihr ganzes Leben ſich nur ſchwarz zu tragen.

Während ſie hier mit ſanfter Wehmut ſprach, warf Meryan
ſeiner 438 einen ſtrafenden Blick zu. Als die Um'erhaltung
einen Augenblick ſtockte, beſchäftigte Carla ſich wieder mit
Baby.

„Wie ſchön ſie iſt!“ dachte Meryan, als ſie vom Tiſch auf-
net „Zu ſchön eigentlich für ein Haus, in dem drei

ännerköpfe verrückt gemacht werden können!“

Ueber dieſen Einfall mußte er unwillkürlich lächeln.
„Die Sache hat ja wohl keine Gefahr. Mein Kopf ſteht,

zumal jetzt, auf ziemlich ſtarken Schurtern. Johann
liebt ſich ſelbſt gerade genügend, um ſeine Paſſionen im Zügel
zu halten. Und Berthold iſt gewiß am wenigſten in
Gefahr!“ Er hätte laut auflachen mögen. Wenn Berthold
ihm jemals eine Schwiegertochter gäbe, würde es ſicher eine
ganz andere Perſon ſein als Carla de Martignel.
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„Ob ich wohl jemals mich ganz an ſie gewöhnen werde
dachte nach Verlauf von einigen Wochen Frau Meryan mit
einem gewiſſen Staunen einem Staunen, welches um ſo
größer war, da ſie mit ihrer Anſicht ganz allein ſtand.
Meryan, um mit ihm zu beginnen, ſchien von ihr wie bezau-bert. Zum erſtenmal ſt ihrer Trauung ſah Frau Meryan
ihren Mann in ſeinem ritterlichen Beſtreben, dem jungen Mad-
chen in Lnbetracht ſeiner Abkunft und ſeiner Lage alle nur
denkbaren Rückſichten zu bezeigen, von einer ihr völlig neuen
Seite. Der Umſtand, daß Carla in ſeinen Augen einen faſt
vollkommenen Frauentypus darſtellte, trug jedenfalls viel dazu
bei, ihm dieſes Beſtreben zu erleichtern, wobei, dank ſeiner
holländiſchen Natur und ſeinem eiſernen Willen, ſein Kopf
jedoch durchaus kalt blieb. Einer weniger ruhigen und opti-
miſtiſchen Frau, als Johanna Meryan, wären vielleicht aller-
hand Geſpenſter in den Sinn gekommen; aber in dieſer Hin-
ſicht beſtand für ſie keinerlei Gefahr. Jhre angeborene Abnei-
gung für das Ausforſchen und Nachden'en in Dingen, die bei
näherer Be'rachtung ſie vielleicht unangenehm berührten, ihre
änzliche Unwiſſenheit der tatſächlich n Lebensverhältniſſe und

ihr faſt vollſtändiger Mangel an Einbildungskraft dieſe ver-
ſchiedenen UWinſtände zuſammengenommen verhinderten jede
ernſte Gemütsſtörung und beließen ihr die unverwüſtliche Ueber-
zeugung, wie ſchön und wie herrlich doch das Leben ſei.
Wenn kleine Sorgen und Verdrießlichkeiten den ruhigen Waſ-
ſerſpiegel ihres Daſeins gelegentlich mal kräuſelten, ſo hatte
dies für ſie keine weitere Bedeutung, da ſie es für des Men-
ſchen Plicht hielt. ſich leichten Mufes darüber hinwegzuſetzen.
Der himmliſche Vaſer wachte ja immer über ſie und pf'egte
nach keinen Heimſuchung en für ſie gewöhnlich alles wieder in
die beſte Ordnung zu bringen Das war ſie von ihm nicht
anders gewohnt, und an dieſem Vertrauen hielt ſie uner-

ſchütterlich feſt. Jhr Jnſtinlt ähnelte dem Jnſtinkt einer
Stubenpflanze, die mit Vorliebe ſich dem Lichte zuwendet.
Von irgend welcher Eiferſucht konnte bei Frau Meryan nicht
die Rede ſein, weil ihr dafür jede Anlage fehlte; dagegen
war es ihr unangenehm, daß ſie für die neue Hausgenoſſin
bisher noch keine rechte Sympathie empfinden konnte.

Baby ſchwärmte förmlich für Carla, als das Eis erſt mal
gebrochen war. Wie es bei heranwachſenden Mädchen eben
vorkommt, bewunderte es bei ihr alles: Jhr Aeußeres, ihr
Weſen, ihre Kleidung, Bewegungen, ihre Manier ſich hin-
uſetzen und wieder aufzuſtehen, die Eleganz, wie ſie mitFultterſtaat und mit einigen Draperien ihre Zimmer herge-

richtet hatte in einem Worte alles. Der mondaine fran-
öſiſche Typus, wie ihn Carla repräſentierte, hatte Baby inſeiner Amſterdamer Umgebung ſonſt noch niemals geſehen.

Sein Vater war über die Senſitivität des ſonſt ſo einfachen
Kindes für gewiſſe Details im höchſten Grade erſtaunt. Dieſe
feine Beobachtungsgabe könnte nur von ihm ererbt ſein,
glaubte er lächelnd.

Carla gab ſich er die redlichſte Mühe, ihre Auf
abe gewiſſenhaft zu erfüllen. Sie war ſtets recht lieb gegenKaby, beſchäftigte ſich außerordentlich viel mit ihm und unker-

richtete es abwechſelnd in drei Sprachen in Limburg er-
zogen, war ſie auch des Deutſchen vollkommen mächtig
ſie wußte ihre Schülerin in ſcherzender Form wohl zu zwin-
gen, ihr immer in der angeredeten Sprache zu antworten.

Alles ging alſo nach Wunſch. Die fortwährende franzöſiſche
Konverſalion, mit welcher rn Meryan ſich bedroht wähnte,
blieb ihr erſpart, da Carla, wenngleich mit einem etwas
fremdartigen Akzent, den alle reizend fanden, ausgezeichnet
und mit Vorliebe on ſprach. Um jede Störung derhäuslichen Geſelligkeit zu vermeiden, hatte ſie vorgeſchlagen,
daß die fremden Sprachen nur während der Unterrichtsſtun-
den geſprochen werden ſollten, und verſichert, daß ſie auch in
dieſem Fall für den Erfolg namentlich im Franzöſiſchen durch
aus einſtehen könnte.

„Sie iſt ſo fleißig, lernt ſo leicht und ihre Ausſprache, ob-
ſchon noch ulcht iadellos, iſt ſo diſtinguiert, daß ich mit ihr
nur wenig Mühe haben werde,“ ſagte ſie zu Meryan. „Wir
wollen eine accomplished young lady aus ihr machen nicht
wahr, Baby fügte ſie hinzu und zog das junge Mädchen
liebkoſend zu ſich. (Fortſetzung folgt.)
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Bekräftigung durch den bayeriſchen Landesvorſtand bewies, wie
auch jetzt durch den Jahresbericht des badiſchen Landes-
torſtandes beſtätigt wird. Dieſe Tatſache verdient die ernſteſte
Beachtung der Partei.

In dem gedruckten Bericht des badiſchen Landesvorſtandes
an den Landesparteitag,
heißt es:

In der Frage der Budget Bewilligung ſteht der Landes-
vorſtand auf dem Standpunkt der 66 ſüddeutſchen
Delegierten des Parteitags zu Nürnberg. Jn einer am
18. Oktober vom Landesvorſtand nach Karlsruhe einberufenen
Konferenz, an welcher die Vorſitzenden ſämtlicher Wahlkreiſe,
mit Ausnahme des erſten Kreiſes, die Landtagsfraktion und
der Landesvorſtand vollzählig, ſowie die Redaktionen der
Parteipreſſe vertreten waren, fand eine gründliche Ausſprache
über die Stellung der 66 ſüddeutſchen Delegierten und die in
der „Leipziger Volkszeitung' und „Vorwärts“ gegen die
badiſche Parteigenoſſenſchaft gepflogene Preßpolemik ſtatt.
Mit Ausnahme der Vertreter des 7. Kreiſes und der Abgg.
Geck, Eichhorn und Lehmann billigten ſämt-
liche Vertreter die Erklärung der 66. Die
Preßpolemiken wurden allgemein verurteilt und der
Wunſch ausgeſprochen, dieſelben zu unterlaſſen.
Der Landchvorſtand wurde beauftragt, einen diesbe züg-
lichen Aufruf zu erlaſſen.“

Das gewünſchte und geforderte Schweigen zu dem unerbitt-
lich könſequenten und planmäßigen Vorgehen gegen Partei-
tagsbeſchlüſſe wäre das Verkehrteſte, was die Partei machen
könnte. Es förderte das Ende jeder Parteidisziplin.

Mangelnde Vefähigung. Mit Behagen verbreitet die Ordnungs-
preſſe folgende Meldung der Frankfurter Zeitung': Gotha,
20. Februar. Der Wahl des ſozialdemokratiſchen Bürger-
meiſters Ehrhardt in Jchtershauſen wurde die Beſtätigung
verſagt. Als Grund wurde Mangel an beſonderer Befähigung
angegeben. Es muß natürlich heißen: Mangel an beſonderer
Befähigung zum Hurrapatriotismus und ſogenannter „guter Ge-
ſinnung.“

Stadtverordneten- Sitzung in Zeitz
am 16. und 17. Februar.

Die Sitzungen hatten ſich mit dem Haushaltsetat für 1909-10
zu vefaſſen. An den Sitzungen nahmen keil zwei Magiſtrals-
mitglieder und einmal 24 und das zweitemal 25 Siadiver-
ordnele. Zuerſt erfolgte die Entlaſtung der Kämmereikaſſen-
rechnung für 1907-08. Dann wurde vor Beratung des Etats
die Begründung des Magiſtrats zu demſelben verleſen. Eine
Anzahl Stadtverordnter wünſchen, daß der neuaufgeſtellte Elat
vorher allen zugänglich gemacht werde, damit ſie in der Lageſind, die geänderten Zaßlen ſtudieren zu können. Vom Ober-

bürgermeiſter wird h zugeſagt. Es folgt Beratung
des Schuletats. Die Oberrealſchule ſchließt in Einnahme und
Ausgabe ab mit 105 130 Mk., das ſind gegen das Vorjahrmehr 29 920 Mk. Der Zuſchuß der Stadt eträgt 62 220 Mk.

Die Lehrergehälter ſteigen hier von 49 300 Mark auf 67 975
Mark. Die Höhere LTöchterſchule ſchließt ab mit
44 445 Mk., Zuſchuß der Stadtkaſſe beträgt 23 187 Mk. Die
Gehälter der Lehrer erhöhen ſich hier von 26 900 Mark auf
33 620 Mk. Hierbei ſetzt eine kurze Debatte ein über das
Endgehalt der Rektoren, für das der. Magiſtrat 5400 Mk., die

inanzkommiſſion 5200 Mk. feſtſetzen will. Der Antrag des
Magiſtrats wird mit 13 gegen 11 Stimmen angenommen,
unſere vier Genoſſen ſtimmen dafür. Die Mittelſchule
hat in ihrem Etat 130 185 Mk., mehr gegen das
20 000 Mk. Die Le per tg er Wrn ſich hier von 85 270
Mark auf 103 395 Mk. Bei der Beratung gibt Stadtverord-
neter Richter anheim, das Schulgeld zu erhöhen. Wenn
nach dem neuen Beſoldingsgeſetz die Gehälter der Lehrer er-
höht werden, dann ſollte man dazu auch die Eltern heran-
ziehen, nicht nur die Stadt. Stadt. Braaſch iſt gegen dieſe
Anſicht, da die Eltern ſchon durch die Erhöhung getroffen
werden, ſie würden ſonſt doppelt belaſtet ſein. Stadtv. Leo
poldt iſt für Aenderung des Schulgeldes, aber dergeſtalt,
daß die Sätze zum Teil erniedrigt werden, damit auch die
Kinder ärmerer Eltern die höheren Schulen beſuchen können,
dann aber müßten die Schulgelder progreſſiv ſteigen nach dem
Einkommen der Eltern. Eine Stadt in Deutſchland hat ſchon
dieſe Staffelung Krefeld. Der Oberbürgermeiſter antwor-
tet, daß ihm von ſolcher progreſſiven Steigerung nichts be-
kannt ſei, jedenfalls hänge die Stadt aber auch von der Ge-
nes der Regierung ab.

ie Volksſchulen erfordern in Einnahme und Aus-
gabe 351 400 Mk., Zuſchuß der Kämmereikaſſe 257 380 Mk
Hier ſteigen die Lehrergehälter in der Knabenvolksſchule von
89 967,50 Mk. auf 112 535 Mk. und die der Mädchenſchule
von 93 422 Mk. auf 116 267 Mk. Die katholiſche Volksſchule
erfordert 5000 Mk. Bewilligt werden hierbei für beide Volks-
ſchulen je eine Klaſſe. Stadtv. Dahler regt an, ſtatt je
eines Lehrers je zwei anzuſtellen, um je zwei Klaſſen einzu-
richten, denn die Zahl der neu eintretenden Schüler ſei ſo
groß, daß eine eben der Klaſſen eintreten müſſe, die
jetzt ohnehin ſchon ſtark belegt ſind mit 51 bis 60 Schülern.
Da aber die Rektoren ſelbſt nur je eine Klaſſe gefordert haben,
geht man über die Anregung fort. Die Fortbildungs-
ſchulen balanzieren mit 36 890 Mark in Einnohme und
Ausgabe. Die gewerbliche Fortbildungsſchule hat 17 050 Mk.
Einnahme, die kaufmänniſche 10 660 Mk., die Haushalungs-
ſchule 3250 Mk. und die Mädchen- Fortbildungsſchule 5889 Mk.
Die Geſamtetats für die Schulen erreichen die
Höhe von 668 000 Mk., der Stadtzuſchuß dazu beträgt
45 5 500 Mk., die Lehrergehälter ſind um 94 000 Mark
geſtiegen.

Der Etat der Armenkaſſe ſchließt ab mit 96 790
Mark, mehr 5600 Mk. als im Vorjahr. Stadtv. Fritſſche
regt dabei an, den reiſenden Handwerksburſchen, die im ſtädti-
ſchen Obdach übernachten. morgens bei der Entlaſſung Kaffee
und Brötchen zu verabreichen Der Oberbürgermeiſter will die
Angelegenheit in nähere Erörterung ziehen

der am 28. Februar ſtattfindet,

Voriahr

W

Das Kranken haus erfordert 121 350 Mk., der ſtädtiſche
Zuſchutz bleiöt bei 28 900 Wit. Einnahmen und Ausgaben
ſind e. hoyt um etwa 8800 Mk. Eine langere Debatte ſeht bei
dieſem Etat ein, da der Oberbürgermeiſter ankünd:gt, daß eine
größere Aufwendung für Reparaturen, beſonders der Küche,
gemacht werden aiüſſe. Stadto. Fritſche will die Einnah-
men ſo erhöht wiſſen, daß aus ihnen die Ausgaben ziemlich
gedeckt werden. Die Koſten müßten diejenigen. die das Kran-
kenhaus r aufbringen. Stadiv. Köttnitz will be-
ſonders Gebühren für Operationen eingeführt wiſſen, da jetzt
Reiche von auswär.s kommen, um ſich hier behandeln zu laſ-
ſen. Er meint ferner, daß das jetzige Krankenhaus für Zerh
u genug ſei. Die Frage des Erweiterungsbaues des Kran-
enhauſes kam damit zur Debatte. Der Oberbürger-

meiſter erklärt, daß der Zuſchutz nicht zu hoch ſei, von dem
gezahlten Gelde kämen allein ſchon 20 000 Mk. für Amortiſa-
kion und Zinſen des angelegten Kapitals zur Verwendung,ſo daß für die Kranken uſw. nur 8900 Mk. ſeitens der Sladt

gezahlt würden. Das ſei nicht zu viel Wolle man nun die
auswärtigen Kranken nicht mehr aufnehmen, dann würde der
Stadtzuſchuß bedeutend ſteigen, denn die auswärtigen Kranken
zahlen mehr, als ſie koſten. Nach der Berechnung würde in
den letzten Jahren der Zuſchuß nur für hieſige ſtatt
28 900 Mk. zirka 55 000 Mk. betragen haben. Sladtv. Le o-
poldt wundert ſich, daß nicht ſchon lange eine Vorlage be-
treffs Erweiterung des Krankenhauſes gekommen ſei. Jm Ku-
ratorium ſeien alle Mitglieder einig geweſen in der Baufrage.
Der Oberarzt habe in einem Schreiben die verſchiedenen Män-
gel klargelegt, un er denen heute das Krankenhaus leide, dieſe
Mängel konnen wirkſam nur durch den Anbau beſeitigt wer-
den. Eine Erhohung des Perſonals würde dann nach Aus-
ſage des Oberarztes nicht eintreten, nur eine intenſivere Aus-
nutzung der vorhandenen Kräfte würde erzielt. Die Ausſchei-
dung der nicht ſtädtiſchen Kranken könne nicht erfolgen. Eine
Stadt wie Zeitz als Jnduſtrieſtadt müſſe ein gutes Kranken-
haus beſitzen, damit die in der Jnduſtrie krank gewordenen
Arbeiter dort möglichſt wieder geſunden können. Stadtverord-
neter Weiſer iſt ebenfalls für den Erweiterungsbau. Er
wünſcht, daß alle Stadtverordneten, die dagegen ſind, ſich ein
mal alles genau anſehen ſollten, dann würde ihr Widerſtand
fallen. Siadtrat Dreykluft geht noch näher auf die An-
elegenheit ein und der Oberbürgermeiſter erwähnt,
aß wahrſcheinlich noch im Laufe des Jahres die Vorlage

lommen werde.

Das Nätherſche Volksbad erfordert 29 000 Mk.,
die Schlachthofkaſſe 78 000 Mk. Das Waſſerwerk
hat 74 740,50 Mk. Einnahme und einen Ueberſchuß von
37 000 Mk. Die Gas anſtalt bringt in Einnahme 287 009
Mark und in Ausgabe 191 000 Mk., ſo daß ein Bruttogewinn
von 95 000 Mk. verzeichnet wird, von dem 45 000 Mk. der
Kämmereikaſſe zufließen Das Elektrizität swerk hat107 050 Mi Einnahme und 64 807,65 Mk. Ausgabe. Der
Gewinn von 42 000 Mk. dient zu Abſchreibungen und Til-
gungen.

Es folgt der Etat der Kämmereikaſſe, der in Ein-
nahme und Ausgabe mit 1 272 500 Mk. abſchließt. Dabei
wird die neue Beſoldungsordnung der Beamten angenommen.
An direkten Steuern werden, wie ſchon mitgeteilt, erhoben je
220 Prozent der Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuer, 150
Prozent en 195 Prozent Zuſchlag zur Einkommen-
ſteuer und die Warenhausſteuer. Es bringen die Grundſteuer
5820 Wik., die Gebäudeſteuer 156 200 Mk., die Gewerbeſteuer
111 980 Mk., die Belriebsſteuer 4000 Mk., die Warenhausſteuer
4000 Mk. und der Zuſchlag zur Einkommenſteuer 50000 Mk.
Dazu kommen an indiretten Steuern 19 400 Mk. Zuſchlag zur
Braumalzſteuer, 9000 Mk. Steuern vom eingefuhrten Bier,
9000 Mk. Luſtbarkeitsſteuern, 5400 Mk.
25 000 Mk. Umſatzſteuer beim Betſitzwechſel. Ferner kommen
zu den Einnahmen aus der Stad ſparkaſſe 99 950 Mk., Ein-
nahmen aus dem Grundeigentum 97 810 Mk., der Gasanſtalt
45 000 Mk. uſw Die Verwaltungskoſten ſtiegen von 184 800
Mark auf 211 700 Mk uſw. Wir werden ſeinerzeit die Etats
noch genauer veroffentlichen. Die Schulden der Stadt ſteigen
nach Einreihnng der Koſten des Rathauſes mit 1 090 000 Mk.
auf 4 228 697,08 Mk., Taen ſtehen an Werten in
ſtädtiſchen Gebäuden, Grund und Boden uſw. 4 932 597,20
Mark.

Stadtv. Dahl er beantragt, bei den Ausgaben einen Poſten
(200 Wk.) für das Nationalfeſt am 2. September zu ſtreichen.
Es ſind nun 37 Jahre her ſeit dem blutigen Krieg, man
ſolle ſeinen Sieg nicht immer wieder feiern. Mehrere Stadt-
verordnere machen hier in Zurufen gegen Vahlers Forderung
ihrem Herzen Luft und der Oberbürgermeiſter erwidert, daß
man weniger den Krieg als die Wiederentſtehung des Deut-
ſchen Reiches feiere.

Bei der Warenhausſteuer regt Stadtverordneter
Leopoldt an, dieſen Poſten überhaupt zu ſtreichen, da er
niches einbringe und die Stadt nur fortwährend in Prozeſſe
ſtürze, die bis jetzt alle ziemlich erfolglos für die Sladt ſeien.
So werde es auch beim Konſumverein ſein, der zu Uneecht
mtt Steuern belegt ſei. Jm vergangenen Jahre habe man
6000 Mk. für dieſe Steuer eingeſetzt, jetzt nur noch 4000 Mk.
Dabei ſeien nach dem Verwaltungsbericht 1908-09 23 897,39
Mark erhoben, die alſo noch brach liegen und wahrſcheinlich
wieder herausgezahlt werden müſſen. Siadtrat Dreykluft
ibt zu, daß ſchon Prozeſſe erfolglos geweſen ſeien, manWo deshalb ſchon die Summe ſo niedrig eingeſtellt. Der

berbürgermeiſter regt an, den Ausgang der Pro-
zeſſe abzuwartenn, dann könne man immer entſcheiden.

Weiter geht beim Polizeietat Stadtv. Le opoldt auf die
Affäre ein, bei der im vergangenen Jahre auf dem Neumarkt
der Polizeiſergeant Jahn bei einem Renkontre mit einen Ar-
beiter dieſen mit dem Säbel ſo getroffen habe, daß letzierer
daran geſtorben iſt. Leopoldt geht näher auf den bekannten
Vorfall ein und tadelt, daß eine ſo barbariſche Jnſtruklion
beſtände, nach der die Poliziſten ſchon bei ſolchen geringfügi-
gen Anläſſen dreinſchlagen können Der Oberbürger-
meiſter erwidert, daß die Siagatsanwaltſchaft entſchieden
habe, daß Jahn ſich in Notwehr befunden habe, deshalb ſei
gegen ihn das Werfahren eingeſtellt. Jetzt iſt Jahn noch bis
1. Juni beurlaubt, da er ſehr leidend ſei. Möglicherweiſe
müſſe man dann mit ſeiner Penſionierung rechnen.

Hundeſteuer und

Nach Erledigung der Etats, über die in keinem Fall eine
Abſtimmung ſtattfindet, foigt eine geheimne Sitzung. Jn der
ſelben weroen, wie ſchon bekannt, dem Oberbürger-
meiſter und dem Stadtrat Dreykluft Gehaltszulagen
bewilligt. Ebenſo wird gegen vier Stimmen beſchloſſen, beim
Miniſterium um Verleihung der goldenen Amtskette vorſtellig

zu werden. e.Aus den Nachbarkreiſen.
Gemeingefährliches Treiben.

Wir berichteten anfangs Februar aus Holzweißig von einem
Väckergeſellen Otto Grube, der dort auf den Straßen Sozial
demokraten zu Tätlichkeiten aufreizen wollte, indem er ſie mit
einem Revolver bedrohte. Der Menſch ging dann nach Ar-
tern, und auch hier hat er ſeine eigenartige „Tätigkeit“ wie-
der aufgenommen. Auch hier macht er die Straßen unſicher,
aber er hat ſeine Tätigkeit erweitert und greift auch Nicht-
ſozialdemokraten an. So überfiel er in Gemeinſchaft mit noch
einem Bäckergeſellen einen hieſigen Meiſter, der mit ihm im
gleichen Hauſe wohnt. Der Meiſter wurde blutig geſchlagen
und will auch mit Totſchlag bedroht worden ſein. Er glaubte,
daß das Treiben eines ſolchen Menſchen gemeingefährlich ſei,
und wandte ſich deshalb an die Staatsanwaltſchaft in Nord-
hauſen, um dieſe zum Einſchreiten zu veranlaſſen. Von dort
kam jedoch folgender Beſcheid:

„Auf Jhre Anzeige vom 29. Dezember 1908 wider die Bäcker
geſellen B. G. und Otto Grube wegen Beleidigung und Kör
perverletzung eröffne ich Jhnen, daß nach Lage der Sache ein
diesſeitiges ſtrafrechtliches Einſchreiten im öffentlichen Jnter-
eſſe nicht geboten erſcheint und Jhnen deshalb die Erhebung
der Privatklage überlaſſen bleiben muß. Eine ernſthaft ge-
meinte Drohung mit der Begehung des Totſchlags liegt nicht
vor.“

Wir ſind gewiß die letzten, die für eine unnötige Beläſtigung
der Gerichte zu haben ſind, in dieſem Falle aber erlauben wir
uns doch anderer Meinung zu ſein. Die Staatsanwaltſchaft
pflegt für gewöhnlich beim Eingehen einer Anzeige ziemlich
genaue Recherchen anzuſtellen. Hat ſie ſich auch in dieſem
Falle über das Vorleben des Beſchuldigten erkundigt und ſind
ihr die Vorgänge in Holzweißig unbekannt geblieben? Ferner
möchten wir gern einmal wiſſen, ob ſo ein Sozialiſtenfreſſer
erſt den abgeſchnittenen Kopf eines ſeiner Opfer bringen muß,
wenn gegen ihn „im öffentlichen Jntereſſe“ vorgegangen wer-
den muß? Und woher weiß der Staatsanwalt denn, daß die
Drohung des Grube nicht ernſthaft gemeint war? Wer iſt
denn darüber vernommen worden? Die Entſcheidung der
Staatsanwaltſchaft hat nicht nur in den Kreiſen der Sozial
demokraten Staunen erweckt.

Da die Staatsanwaltſchaft in dieſem Falle nicht eingreift,
ſo iſt wohl auch ein Eingreifen nicht zu erwarten, wenn der
Väcker Gruber einmal einen ſozialdemokratiſchen Arbeiter
niederſchießt. Deshalb müſſen ſich die Arbeiter ſelbſt gegen
den Mann ſichern, und das kann geſchehen, wenn er zum Ver
laſſen des Ortes gezwungen wird. Grube arbeitet beim Bäcker
meiſter Glogner, Guſtav Adolfſtraße 1. Dieſer Herr iſt faſt
ausſchließlich auf Arbeiterkundſchaft angewieſen. Er muß für
den Fall der Weiterbeſchäftigung des Grube damit rechnen,
daß der Arbeiterſchaft von Artern das bei ihm gebackene Brot
nicht mehr ſchmeckt. Wenn der Bäcker Gruber mit dem Revol-
ver Sozialdemokraten vernichten will, ſo iſt es nicht ausge
ſchloſſen, daß er ſich auch noch anderer Mittel bedient. Jm
Mittelalter wurde ja beim Kriegführen auch zur Brunnenver-
giftung gegriffen.

Jm übrigen aber wiederholen wir unſere Warnung. Laſſe
ſich niemand, und beſonders kein Arbeiter, von dem Revolver-
helden provozieren. Jeder gehe ihm, ſo weit er kann, aus dem
Wege. Es iſt ja leider ſchon vorgekommen, daß anſtändige
Leute ſich von ſolchen Elementen zu Tätlichkeiten verleiten
ließen, die ſie dann mit ſchweren Zuchthaus- und Gefängnis
ſtrafen büßen mußten. Vorſicht iſt alſo geboten!

Zeitz, 21. Febr. Zu unſeren Frauenverſammlungen.
Auch die weiteren Verſammlungen haben ſich im Beſuch der Ar
beiterinnen und Arbeiter nicht beſonders gezeigt, eine rühmliche
Ausnahme macht dabei nur Streckau, wo 225 Perſonen an
weſend waren, darunter 130 Frauen. 20 Gleichheitleſerinnen wur
den gewonnen und 19 Frauen und 4 Männer zu Parteimitgliedern
gemacht. Der Erfolg war alſo ein guter. Jn Naumburg war
der Beſuch einfach ſchlecht, nur 45 Genoſſinnen und Genoſſen
kamen. Und dabei hat die Arbeiterſchaft Naumburgs es noch ſehr,
ſehr nötig, ſich um ihre Lage zu kümmern. Leider ſteht ſie hinter
denen mancher Dörfer im Kampfe um ihre Jntereſſen zurück.
Wird das nicht bald anders

Jn der kommenden Woche finden nun folgende Verſammlungen
ſtatt: Heute, Montag in Trebnitz und Bergisdorf (Feyer), morgen
Dienstag in Theißzen und Gleina. Am Donnerstag in Weißen-
fels und Wildſchüß. Am Freitag in Zeitz und Teuchern. Am
Sonnabend in Zipſendorf (Seyfert) und Keutzſchen. Am Sonn-
tag, nachm. um 3 Uhr, in Kahna und Döbris, abends 8 Uhr
in Haynsburg. Hoffentlich wird der Beſuch in allen dieſen Ver-
ſammlungen ein recht guter, unſere Referentinnen ſind gute Redne
rinnen, die Klarheit und Wahrheit jedem Beſucher geben können.

Elſterwerda, 19. Febr. (E. B.). Ein armes Luder. Auf
der Anklagebank des hieſigen Schöffengerichts erſcheint aus der
Haft vorgeführt ein 56 jähriger Mann. Er macht den beſten Ein-
druck. Was er verbrochen hat? Sein Strafregiſter weiſt trotz
ſeines Alters nur eine Vorſtrafe auf wegen Bettelns. Aber
er macht nicht den Eindruck eines proviſionsmäßigen Landſtreichers,
trotzdem er „ohne feſten Wohnſitz iſt, wie ihm vorgehalten wird.
Der ruhige, ſaubere Mann hat mit Schnürſenkeln und Haarnadeln
gehandelt und irgend ein eifriger Geſetzeswächter hatte ihn deshalb
angezeigt. Hatte er doch keinen Gewerbeſchein. Das iſt ein furcht
bares Verbrechen und das andere, „keinen feſten Wohnſitz zu
haben, iſt noch viel ſchlimmer, ſodaß die Verhaftung des Alten ſich
rechtfertigt. Der arme Kerl wird wegen Zuwiderhandlung von
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148 der Gewerbeordnung und 8 18 eines preußiſchen Ge-
etzes von 1876 zum doppelten Betrag der angeblich hinterzogenen
Steuer, nämlich zu 24 Mark Geldſtrafe verurteilt.
Dieſe Strafe wird durch die Unterſuchungshaft aufge-
rechnet. Dagegen wird auf Einziehung ſeiner armſeligen Han-
delsware erkannt. Und das war ihm offenbar das Unangenehmſte.
Wie mühſelig mag er ſich das bißchen Kram erworben haben.Hätte er gebettelt, dann wäre er beſtraft worden, ſo verſucht er es

auf andere Weiſe. Aber, er hat kein Recht zum Leben. Man
nimmt ihm das wenige, was er hat, ſperrt ihn obendrein noch ein
und das alles von Rechts wegen Und das Ganze preiſen dann
unſere Pfaffen als „göttliche, unabwendbare Weltordnung“. Das
Gericht konnte freilich nicht anders, es war an den tötenden Buch-

ſtaben des Geſ er gebunden, aber dem Anzeigeerſtatter gebührt
zweifellos eine Ehrentafel in der Galerie ums Vaterland ver
dienter Männer.

Borkwitz, 19. Februar. (E. B. Eine Konſumvereins-
filiale wird nun auch im nahen 3Cborne gosda errichtet. Eshandelt ſich um ein Zweiggeſ ſchäft des K oſtebr auer Konſumvereins.

Bisher waren mehrere Arbeiter aus Zſchornegosda Mitglieder
des Bockwitzer Vereins, die nunmehr übertreten werden.

Mädchen und an einere
Amtsgerichtsgefängnis Senftenberg eingeliefert.

Verantwortlich für

Wittenberg, 21. Februar.
gehabt, hat der Se
r ſieben Monaten

Strafmaß auf neun Monate.

für eine Entbindung von
zögerte Entbindung 6—15 Mk.,

E. B.) u h Reviſionn Gertig, der bekannr wegen teien und Urkunden
älſchung verurteilt wu Das Oberkriegsgericht erhöhte das

Brieſkaſten der Redaktion.
6. W., Nichtewitz. 1. Für eine einfache Entbindung 4—10 Mk.

willingen 5--12 Mk.für jeden Beſuch fie bis 1,50 M.
2. Durch jede Buchhandlung zu beziehen. 2,50 Mk.

H. G. 100. Wenn der Mietvertrag
Mieter für das Vierteljahr zahlen, daAblauf des erſten Quartals zuläſſig iſt.

Leopoldt, ſämtlich in Halle.

enna ten Pau ennig, uein unverheirateter auswärtiger Arbeiter ch n be e und Vermiſchtes Karl Bock, für Le als Otto
iebuhr, für Provinzielles und Verſammiungsberichte Walter

v v

Gewer“haftliches,

vom e

für eine ver

erfekt geworden, muß deründigung erſt wieder nach

Nohenlohe
tiafermehl

et die einziho richtige
adernahrung, woin

Muttermileh fehlt. e verhütet Er drehen
und Ourehfall und hat sich bei englischer

Krankheit vorzüglich bewährt.

Wer wäseht
brauche nur

Dr. MHenkel's Waschmittel.
Mihionenfach erprodt und bestbewährt;
in der Branche, auf wissenschaftlicher Grundlage

in der ganzen Welt.

O

5

S

Pakete à 35 u. S5 Pf.

i O
Paket 25 Pfg.

Das idealste und
tätige Waschmitte!

Waschmittel,

scharfen Stoffen.

Bürsten und Waschbrett.
reiben mit Hand oder Maschine, bleicht wie t
auf dem Rasen und ist absolut
Schont das Gewebe,

üder 30 re Erfahrungen
aufgebaut, beliebt

vollkommenste seldst-
von noch nie dage-

wesener Wasch- und Bleichkraft.
Wasoht von elbst

ohne jede Arbeit und Münhe,
und Bürsten, ohne zweimaliges Kochen, ohne
Zusatz von Seife u. Soda, ohne Vaschbrett.
Nur einmaliges halbstündiges Kochen u. die
Wäsche wird biendend weiss, frisch u duftig

wie von der Sonne gebleicht!
Enorme Ersparnis an Zeit, Arbeit u. Geld,

grösste Schonung der Wäsche,
unschädlich bei jeglicher Anwendung.

ohne Reiben
U

da garantiert

Im Gebrauch billigstes, unerreichtes
erleichtert die Arbeit; kein

Nur leichtes Nach-

unschädlich. 8
da frei von Chlor und

z

Bester Ersatz für Soda, vorzöglich zum
Henkel“s

blelchsoda:
Einsetzen oder Ein weichen der Wäsche, zum
Reinigen von schmutzigem Küchengeschirrund Holzgeräten, zum s
böden und Wänden, zum Säubern von Miſch-
kannen und Molkereigerätschaften, unent-
behrlich beim Hausputz etc.

cheuern von Fuss-

Erhältlich in allen einschlaäwgigen Geschaäften!
Alleinige Fabrikanten: Henmnkel Co. Düaseldork.

Hftern Von
gus gämtlichen Tellen

de Cetreldekorns
wohlschmeckend, leicht verdaulich

von grossem Nährwert.

Preis 50 Pf. das Stück
Zu haben in den durch Plakate mit

nebenstehender Schutzmarke kennt-
lich gemacaten Bäckereien und Verkaufsstellen.

Einem geehrten Publikum empfehle
zu den bevorſtehenden Masken

«9 baäll en mein reichhaltiges
J eKoſtüm-Lager

zur gefälligen Benutzung.

Radtke, Zeitz,
Ffabrikstrasse B.

De Zum Vastmackat
empfehle

z 27 Pfannkuchen z
in diversen Fühlungen ven bekannter Güte.

Kug. Lauffer Pachf., Leipzigerstr. 102
Vernsprecher 2608.

Lederhandlung
Carl Friedrich Jachſ.

Brücderstr. 3 (Rud. Mosse)

empfiehltvohlleder Augechnitt

zu billigsten Preisen.

Ceiterwagen
von Mk. 2.25 bis Mk. 25.00

mit ſtarken Rädern und Buchſen,
kauft man am beſten bei

g Gr. UlrichF. Br. ſtraße 7
Armbändern, Broschen,

Colliers etc.
hervorragend günſtiger Einkauf.

Goldſchmied Klinz,Große Ulrichſtraße Nr. i.

Alle Parteiſ chriften Di

Soeſischenoch einiger

Giebichenftermner Frſchkeller,
Gr. Brunnenſtraße 32 uno jeden

Markttag Hallmarkt.

J Dither-Schrammel-Frio

Direktion: Hofrat W. Richards.

Mädchen und Burſchen erhalten
ſofort gute Stelle.
Frau Wagner, Stellenvermiet.
Weissenfels, Leipzigerſtr. 90.

Laut GeneralVerſammlung vom 15. Jannar 1909 iſt unter

zeichnete Genoſſenſchaft

in Liquidatlon getreten.
Wir erſuchen unſere Gläubiger, ihre Forderungen einzureichen, eben
falls ſämtliche Schuldner, ihre Zahlungen zu begleichen.
Produktiv- benden tat r en behleicung, „Sohdartär

in Liquidation.Halle s cher 2
Die tn evO. Bartelt. O. Friedrich.ne dianasaal. el.

Morgen, Dienstag

E (iosser Fastnachts Zall
in den großartig dekorierten Alpon Räumen

o Fastnachts Polonäse W
mit gross artigen Veberraschungen.

Hierzu ladet freundlichſt ein A. Romdbery.

Volksparke,
Dienstag, den 23. Febr.

ICOo Ter t
ausgeführt vom

Apollo Theater

Dir.: Gustav Poller.
Telefon 183.

n
Dir.: Herm. Job und

Pot. Olassen,

„ESpana,
Eintritt 20 Pf. Anf. 8 Uhr.

Schmelzer sHöne,
Sichendorffstrasse 19.

Dienstag, 23. Februar

Heute und
folgende Tage,

Anfang prürise s Vhr:gr. Fastnachtsrummel,
Winixommen zie harren. Eine n

e e nach berlin.Stadt- Cheater I n von gelnt!

in Halle a. Sonntag, d. 28. Febr. e

Dientag den 23. Februar 1909:
155. Abonn.-Vorſt. 3. Viertel.
Mit der neuen Ausſtattung an zDekorationen, Maſchinerien und Stellung wunht ver

W Abschieds-Forctellungen.

Beleuchtungs-Effekten. lange die „Deutsche Va-
Uncddkine. kanzenpost“ Esslingen 156.

4 äumfuhren jeder Art beſ. bill.Romantiſche Oper in 4 Akten 3737 Ackormann, Mühlberg 10.

von Albert Lortzing.
Glaſer-Lehrling zu Oſtern geſuchtAnf. 75 Uhr. Ende 10 Uhr. Franz Friedrich, Robert Franzſt. 2.

Mittwoch den 24. Februar 1909:156. Abonn.-Vorſt. 4. Viertel, Par VUS.

Minna von Zarnkeim her Rlassenkampf

des Proſetariuts.Ein Luſtſpiel in 5 Aufzügen

Heft 1.
von Gotth. Ephr. Leſſing,

Schülerkarten 1,10 Mk. an der
J Der gewerkſchaftliche Kampf

al c. Preis 15 Pfg.
Weiß-, Grau-, Zement- und Heft 2:
Düngekalk täglich zum Verkauf. Die Kapitaliſtiſche Bro-

M. Stoye, GSoheuthurnm.

Eine alleinſtehende Frau oder Preis 30 Pfg.

t e rn Heft 3:a sohaftorin geſucht.Franz Kettner, Nixditz Die Sozialdemokratie u
bei Theißen. der Farl(amentarismus

1 ſchwarz. Dawengürtel S Sonntag v. Preis 25 Pfg.
d. Körnerſtr. b. Wettin. Platzverlor
Gg. Belohn. abzug. Körnerſtr. 15 Volksbuchhandlung.

duktion u. d. Droletariat

S Poſtbote

Zur Anfertigung eleganter

errengarderohe
(auch bei Selbſtlieferung des
Stoffes) unter Garantie des gutenSitzes empfiehlt ſich beſtens

Otto Friedrieh,
Pfälzerstr. 4 III,früherer Geſchäftsführer der ehe

maligen Genoſſenſchaft

Für Gaſtwirte, Vereine

und Gewerkſchuften.

Sintritts Zlocks
laufende Nr. von 1 bis 500,

Garderobe -Blocks,
laufende Nr. von 1 bis 500,

Slat- und RotizBlocks,

„Janz-Kontroller
(Erſatz für Tanzbändchen)

vorrätig in verſchiedenen Farben.

Volks-Buchhandlang.
n

Standesamtliche Nachrichten.

Halle Süd, Steinweg 2, 20. Febr.

Aufgeboten Buchhalter Thon
und Eliſabeth (Beuthen
und Zwingerſtr. 19). Kaufmann
Krehayn und Anna Götze (Kron
dorferſtraße 5 und Reideburger-
ſtraße 8). Poſtaſſiſtent Steinbeiß
und Elſe Kneuſel Anhalterſtr. 11
und Meckelſtraße 7). ehrer
Fröbe u. Frida Haberkorn (Karlſtraße 18 und Schwetſchteſtr.

Jünger und uFölſche Ludwig Wuchererſtr. 23und Rocnie Sepe 100).
Eheſchließungen: Geſchirrführer

Koch u. Henriette Bruder (Kellnerſtraße 16 und Weinen 32).
Lehrer Dörin u. Gertrud Elsner
Bojanowo u. r 6). S loſſer
Hutans u. Martha Werner (Merſe-
burgerſtr. 35 und Ludwigſtr. 1).
Kaufmann Friedrich und Agnes

Welch (Robert Franzſtraße 8 undSewegerſte 58). Arbeiter Poppe

und Anna Bilke (Alter Markt 9).
Arbeiter Götze u. Klara Wiegand
(Torſtraße 42). Blumenhändler
Eberth und Frida Richter (GroßeSteinſtr. 40 u. Ware nhderg 10).

Geboren: Kellner Zogbaum T.
(Dryanderſtraße 25). Schmied
Friedrich Sohn (Martinſtr. 22).Kutſcher Händler Sohn Knmn
Arbeiter Zimmermann T. (Klinik).
Arbeiter Felix Sohn (Steg 19).Arb. Häuhler T. (Ludwigſtr. 13).
Arbeiter Gräber T. (Kl. Sand
berg 17). Schriftſetzer Siegmann
T. Martinsberg 6).Geſtorden: Miaſchinenmeiſter

Reichmann Ehefrau Marie geb.
Stroh, 29 J. (Jatobſtr. 21). Ar
beiter Krauſe, 64 J. (Auguſta-
ſtraße 6). Tapezierer Luniak,
19 J. (Klinik). Arbeiter Freitag,42 J J. Sophienſtraße 40). Knecht

Müller aus Eisdorf Sohn, 2 J.
(Klinik). Arbeiters Ernſt aus
Pavitz S., 8 J. (Klinik). Arbeit.
Fickewirth aus Unſeburg Ehefrau
Leontine geb. Zander, 41 Jahr
(Klinik).
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 34).

20. Februar.
Aufgeboten: Kellner Bahn u.

Marie Steinkopf (Fichteſtr. 7).
u Lehrerin Cuno,

(Lafontaineſtr. 14).Achtung Bergardeter im Jeitr-Yeivenfelber- H. Atenburge HalnloDemendh

S Sonntag, den 28. Februar 1969, nachmittags 3 UVhrz- W

Oeffenti, Berqarbeiter-Versammlung
in Zeitz, im „Gaſthof zur Wilhelmshöhe“, in Altenburg im „Gaſthof zum Waldſchlößchen“.

Tagesordnung in beiden Verſammlungen

1. Die Toten m Berghan?! Mehr Bergarbeiterschuntz Tüchtige Referenten zur Stelle. 2. Diskuſſion.
Kein Bergarbeiter darf in dieſen ſo üt verans wichtigen Verſammlungen fehlen.

R o b.Für die Inſerate verantwortlich Jlgner S
Der Einberufer-

Druck der Halleſchen Genoſſenſchaſts Buch druckerei (E G m. b. H.) Halle a. S.

Ueberſicht und Partei

G

S
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Beilage zum Volksvblatt.
Hr. 45. Halle a. S., Dienstag den 23. Februar 1909. 20. Jahrg.

Preußiſche Steuerpolitiß.

In der Sitzung des preußiſchen Dreiklaſſenhauſes vom
19. Februar kritiſierte der Genoſſe Hirſch das preußiſche
Steuerſyſtem wie folgt:

Abg. Hirſch Berlin (Soz.): Meine Freunde ſind an dem
Kompromiß nicht beteiligt und wir ſind nach reiflicher Ueber
legung zu dem Entſchluß gekommen, der Vorlage, wie ſie aus
der Kommiſſion gekommen iſt, unſere Zuſtimmung zu ver-
ſagen. Zwiſchen der Regierungsvorlage und den Kom
miſſionsbeſchlüſſen iſt ein großer Unterſchied; die letzteren be
deuten eine weſentliche Verſchlechterung. Die Regierung hatte
eine organiſche Regelung des Einkommenſteuergeſetzes vorge
ſchlagen und wollte erſt die Einkommen von 7000 Mark an höher
beſtenuern. Die Kommiſſion iſt dazu übergegangen, bereits die

Einkommen von 1200 Mark
an zu beſteuern. Jm Gegenſatz zum Redner der Rechten halten
wir es für das einzig Gute an den Kommiſſionsbeſchlüſſen, daß
der Anfang mit einer Quotiſierung gemacht iſt. Wir ſind aus
ganz anderen Gründen gegen die Zuſchläge. Zunächſt müſſen
wir bedenken, daß bei einer organiſchen Regelung der Einkom
menbeſteuerung auch die Möglichkeit gegeben wäre, die niederen
Einkommen von 900--1200 Mark zu berückſichtigen. Jch habe
in der Kommiſſion einen entſprechenden Antrag geſtellt. Jch
ſehe davon ab, ihn jetzt zu wiederholen, einmal, weil er doch
ausſichtslos iſt, und dann, weil wir auch eine organiſche Rege-
lung nicht vornehmen. Wir halten aber daran feſt, daß bei
einer ſolchen organiſchen Regelung die Belaſtung der Ein-
kommen von 900--1200 Mark aufhören muß. Dieſe geringen
Einkommen müſſen vollkommen ſteuerfrei bleiben. Jch habe
in der Kommiſſion darauf hingewirkt, wie ſehr ſeit Erlaß des
Einkommenſteuergeſetzes die Kaufkraft des Geldes ſich ver
ringert hat. (Sehr wahrl b. d. Soz.) Wenn ſeinerzeit ein
Einkommen von 900 Mark als Exiſtenzminimum gelten konnte,
ſo iſt das heute nicht mehr der Fall. Wenn man ſich nun mit
Steuerzuſchlägen begnügt hat, ſo iſt das um ſo mehr ein Miß-
ſtand, als dadurch die Kommunen in eine ſehr unangenehme
Lage verſetzt ſind. Hätten wir entſprechend der Regierungs-
vorlage die Steuern für Einkommen von 7000 Mark ab erhöht,
ſo würden auch die Kommunen ganz von ſelbſt dadurch eine
erhebliche Mehreinnahme bekommen haben. Jetzt haben ſie
nicht nur keine Mehreinnahmen, ſondern infolge der übrigen
Beſchlüſſe, z. B. bei der Lehrerbeſoldung, eine ganz erhebliche
Mindereinnahme. Auch durch die Erhöhung der Beamten-
beſoldung werden die Kommunen gezwungen werden, ihre Be
amtengehälter ebenfalls zu erhöhen. Die Folge wird ſein, daß
die Kommunen namentlich da, wo ſie bisher nur 100 Prozent
Kommunalſteuerzuſchlag erhoben, gezwungen ſein werden,
darüber hinauszugehen; und weiter, daß ihr Selbſtverwal
tungsrecht noch mehr als bisher eingeſchränkt werden wird.
Dieſe Uebelſtände hätte auch die Kommiſſion berückſichtigen
müſſen. (Sehr wahrl b. d. Soz.) Dazu kommt noch, daß die
Kommunen nicht in der Lage ſind, ihrerſeits die Zuſchläge
progreſſiv zu geſtalten. Wenn ſie alſo infolge der neuen Ge-
ſetzgebung gezwungen ſein werden, erhöhte Steuerzuſchläge zu
erheben, ſo ſind ſie genötigt, alle Einkommen, auch die unteren,
gleichmäßig zu belaſten. Bei einer organtſchen Regelung würde
dieſer Mißſtand wegfallen. So erwächſt aus den Beſchlüſſen
der Kommiſſion indirekt der ärmeren Bevölkerung eine ganz
gewaltige Belaſtung. (Sehr wahrl b. d. Soz.)

Der Herr Finanzminiſter hat bereits ausgeführt, daß die
Annahme unſeres Antrags 716 Millionen Mark Koſten verur-
ſachen würde. Die Rechnung bezweifle ich nicht, aber es fragt
ſich, ob es denn gar nicht möglich ſein wird, die 752 Millionen
auf andere Weiſe aufzubringen. Wir haben ja
nicht die Verpflichtung, der Regierung Vorſchläge zu machen,
wie ſie ihre Steuern aufbringt. Aber wir haben trotzdem ein
Uebriges getan und in der Kommiſſion einen Weg gezeigt, auf
dem es möglich wäre, die Summe ohne die minder Bemittelten
und den Mittelſtand zu belaſten, aufzubringen. Jch habe in
der Kommiſſion eine Verdoppelung der Ergänzungsſteuer be-
antragt. Der Antrag iſt dort abgewieſen und würde wohl
auch hier dasſelbe Schickſal erleben. Jedenfalls kann ich eine
Erhöhung der Ergänzungsſteuer nur empfehlen. Sie können
ihr um ſo eher zuſtimmen, da ſie ja nicht kommunalſteuer-
zuſchlagpflichtig iſt. Der Antrag der Freiſinnigen, der ſich
darauf beſchränkt, die Vermögen von 1200 bis 3000 Mark zu-
ſchlagsfrei zu laſſen, wurde 355 Millionen Mehrkoſten berur-
ſachen. Falls unſer Antrag abgelehnt wird, würden wir dem
natürlich zuſtimmen. Jch hoffe, daß die anderen Herren die
Blockfreundſchaft dann wenigſtens ſo weit treiben, daß ſie auch
dafür ſtimmen. (Sehr gut! b. d. Soz.) Angeſichts der ganzen
Lage auf dem Wirtſchaftsmarkt, angeſichts der Tatſache, daß
wir eine ungeheure Arbeitsloſigkeit zu verzeichnen haben, daß
allein in GroßBerlin weit über

100 000 Arbeitsloſe
ſind, angeſichts weiter der koloſſalen Steigerung der Lebens-
mittelpreiſe, angeſichts der gewaltigen Steigerung der Woh
nungsn. ieten namentlich in den Großſtädten ich ſage, an
geſichts aller dieſer Umſtände iſt es doch ein ſtarkes Stück, nun
noch mit den Steuerzuſchlägen bis auf 1200 Mark herabzugehen.

Was Sie hier beſchließen wollen, bedeutet wirklich nichts
anderes als eine Beſteuerung der Armen. (Sehr richtigl b. d.
Soz.) Nun wendet man ja ein, daß die Steuerzuſchläge ganz
minimal ſind. Gewiß, ich gebe zu, daß ſie abſolut bei geringem
Einkommen auch gering ſind; wer 1200 Mark Einkommen hat,
hat bei einem Zuſchlage von 5 Prozent ganze 60 Pfennig zu
zahlen. Aber, Sie vergeſſen, daß es einem Familienvater mit
1200 Mark Einkommen weit ſchwerer fällt, die 60 Pfg. mehr im
Jahre zu zahlen, als etwa einem Zenſiten mit 10 000 Mark
Einkommen, 80 Mark zu zahlen. Dann dürfen Sie auch nicht
außeracht laſſen, daß es bei den 60 Pfg. nicht bleiben wird, ſon
dern daß infolge der ganzen Geſetzgebung auch erhebliche Kom
munalſteuerzuſchläge hinzutreten werden. Dazu kommt ferner,
daß gerade die kleinen Einkommen durch indirekte Steuern
weit, weit mehr belaſtet ſind als die großen. (Sehr wahr!
b. d. Soz.) Es iſt übrigens intereſſant, daß ſogar ein Blatt
wie die „Deutſche Tageszeitung“ bedauert (27) hat, daß die
Einkommen von 1200 Mark an mit der Steuererhöhung belegt
werden. Die „Deutſche Tagesztg.“ hat auch gewünſcht, daß die
größeren Einnahmen ſtärker zur Steuer herangezogen werden.
Das iſt ganz unſere Meinung. Auch in freiſinnigen Kreiſen
hat ſich eine lebhafte Oppoſition gegen die Beſchlüſſe der Kom
miſſion bemerkbar gemacht. Das Kinderprivileg darf auf
keinen Fall eine

Beeinträchtigung des Wahlrechts
im Gefolge haben. Wenn einem Zenſiten die Steuer infolge
des Kinderprivilegs herabgeſetzt wird, ſo darf dieſe Herabſetzung
nicht bei der Wahl in Betracht kommen, weder hier bei der
Wahl für den Landtag, noch bei Kommunalwahlen. (Sehr
richtigl! b. d. Soz.) Das iſt auch die Meinung der Kommiſſion
bei Beratung des Kinderprivilegs geweſen. Das Wahlrecht der
ärmeren Klaſſen iſt heute ſchon gering genug, ſo daß es durch
Steuergeſetze nicht noch geſchmälert werden darf. (Lebhafte
Zuſtimmung b. d. Soz.) Durch die Auskunftepflicht der Unter
nehmer über die Einnahmen der Arbeiter wird den Arbeitern

ein ſchweres Unrecht

angetan. Hier müſſen wir auch für die Arbeiter das gleiche
Recht verlangen, das für alle andern beſteht. Die Arbeiter
müſſen auf dieſe Weiſe jede einzelne Ueberſtunde beſteuern,
während ſonſt Ueverſtunden nicht als ein Verdienſt angeſehen
werden, der zu verſteuern iſt. Dieſe Beſtimmung der Aus-
kunftspflicht der Arbeitgeber halten wir für eine ſo wichtige
aus prinzipiellen Gründen, im Jntereſſe der Schaffung eines
gleichen Rechtszuſtandes für alle, daß wir bei jeder Gelegenheit
den Antrag auf

Beſeitigung dieſer Beſtimmung
wieder aufnehmen werden. Hätten wir ein Wahlrecht das
der Bevölkerung die Möglichkeit gäbe, in der richtigen Weiſe
an der Geſetzgebung mitzuwirken, dann könnten wir auch über
Steuerbewilligungen reden. So aber wäre es von uns als den
Vertretern der Arbeiterſchichten

Verrat an den Wählern,
wenr wir auch nur einen Pfennig bewilligen wollten. (Sehr
richtig! b. d. Soz.) So lange das Klaſſenwahlſyſtem beſteht,
können wir der Regierung keine Steuern bewilligen. Wir ſind
deshalb nicht in der Lage, den Vorlagen zuzuſtimmen. (Lebh.
Beifall b. d Soz.)

Das Haus vertagt ſich.

Gewerkſchaftliches.
Lohnbewegung in der Textilinduſtrie.

Die Textilarbeiter in München-Gladbach haben in ver
ſchiedenen Werken Lohnforderungen geſtellt, ſo bei der Firma
Emil Brandts, bei der Firma Wanders Hoffmann und
bei der Firma Melde Herfs Bei der Firma Dormanns

Thoma iſt inzwiſchen eine Verſtändigung erzielt worden.
Die Antworten der übrigen Firmen ſtehen noch aus.

Weberausſperrnng.
Die Aktienweberei Schwartz Ko., Gräfrath bei Krefeld,

ſperrte ihre ſämtlichen Weber und Weberinnen und einen Teil der
Hilfsarbeiterinnen za. 300 an der Zahl, aus. Die Ausſperrung
war die Antwort darauf, daß 56 Weber der Tevvich-Branche die
Kündigung wegen Ablehnung einer 25- bis 30prozentigen Lohn-
reduktion einreichten. Die Firma verſucht bereits zum 4. Male
innerhalb Jahresfriſt, eine Lohnreduktion durchzubringen. Die
Belegſchaft iſt ziemlich vollſtändig organiſiert, teils im Deutſchen
Verband“, teils im chriſtlichen. Die Firma ſtellt ſich auf den
Herrenſtandpunkt und lehnt jede Verhandlung mit den Verbands
leitungen ab.

Fehlgeſchlagen.
Nürnberg, 19. Februar. Die Verſuche des Verbandes

bayriſcher Metall-Jnduſtrieller, zur friedlichen Beilegung gewerb-
licher Streitigkeiten eine ſtändige Schlichtungs Organiſation zu
begründen, ſind nach der „Frankf. Ztg.“ geſcheitert. Der Metall
arbeiter- Verband verlangte alternierenden Vorſitz in den
Ausſchüſſen und Ausſchluß der gelben Vereine. Dieſen Forde-
rungen widerſetzten ſich die Unternehmer, und ſo kam eine Einigung
nicht zuſtande.

Eine Bauarbeiterſchutz- Konferenz für das Großherzogtum
Baden

tagte am 14. Februar in Karlsruhe. 19 Orte hatten 75 Dele-
gierte entſandt; die badiſche Regierung war durch einen Ober
amtmann vertreten. Jn einem Referat über geſetzlichen Berg-
arbeiterſchutz teilte Heinke- Hamburg mit, daß in Baden in den
letzten zehn Jahren die Unfälle im Bauberuf rapid geſtiegen
ſeien. Die ſüdweſtdeutſche Berufsgenoſſenſchaft habe in dieſer
Zeit rund 9 Millionen Mark Entſchädigungen für Unfälle zu
zahlen gehabt. Nur in den ſeltenſten Fällen machen die Be-
rufsgenoſſenſchaften von ihrem Rechte Gebrauch, wegen Ver-
fehlungen der Unternehmer Geldſtrafen über dieſe zu ver-
hängen. Heinke forderte Erweiterung der behördlichen
Ueberwachung der Baubetriebe ſowie Einſetzung von Bauauf-
ſehern aus den Kreiſen der organiſierten Arbeiterſchaft.

Gauleiter Horter- Mannheim ſprach über den Bau-
arbeiterſchutz in Baden und teilte mit, das 1904 die badiſche
Regierung auf Drängen der Bauarbeiter beſondere Schutzbe-
ſtimungen erlaſſen hat, die aber viele Mängel enthalten. Die
Honferenz nahm deshalb eine Reſolution an, in der die Regie-
rung erſucht wird, neue Vorſchriften zum Schutze der Bau-
arbeiter herauszugeben, zumal die Aufſichtsbehörde für Bau-
arbeiterſchutz in ihrem Jahresbericht pro Jahr 10907 ſelbſt er-
klärt habe. bei der derzeitigen Beſetzung der Behörde ſei die
Aufſicht nicht ausreichend.

Maler Huß behandelte die Bleiweißvergiftungen. Die zur
Minderung der Gefahren getroffenen Beſtimmungen der Bundes-
ratsverordnung würden von etwa 30 Proz. der Betriebe nicht
eingehalten.

Jn der Diskuſſion teilte u. a. ein Gauleiter der Steinhauer
mit, daß in ſeinem Berufe Baden die größte Unfallziffer von
ganz Deutſchland aufweiſe.

Be den Maurern bemerkte ein anderer Kongreßteilnehmer
herrſchen die ſchlimmſten Zuſtände auf den Staatsbauten.

Jn den „liberalen“ ſüddeutſchen Staaten ſeien die Unfallziffern
höher als im reaktionären Preußen.

Zum Vorort für die Bauarbeiter-Schutzkommiſſion wurde
Mannheim beſtimmt.

Die Arbeitsloſigkeit in Finnland.
Die Zentralorganiſation der finnländiſchen Gewerſchaften

hat ſich an die Petersburger Gewerkſchaften mit einem Schrei-
ben gewendet, in welchem ſie die jüngſten Ereigniſſe in der
finnländiſchen Arbeiterbewegung charakteriſiert und um mög-
liche materielle Unterſtützung bittet.

Die internationale Kriſe hat auch Finnland nicht verſchont.
Jm Lande herrſcht eine nie dageweſene Arbeitsloſigkeit. Die
Unternehmer ſuchen ſie, wie überall, zur Verſchlechterung der

Lage der Arbeiter auszunutzen. Mehr als einen Monat hält
die Ausſperrung auf vier Papierfabriken (mit 666 Arbeitern)
an, die an Stelle der achtſtündigen Arbeitszeit die zwölf-
ſtündige einführen wollen. Nun iſt noch ein ernſter Konflikt
in der Metallinduſtrie entbrannt, in welcher kürzlich 4000
Arbeiter ſechs Wochen lang ausgeſperrt waren. Am l. Januar
lief die Friſt des Kollektivvertrages in der Helſingforſer
Metallinduſtrie ab. Die Unternehmer ſchlugen den Arbeitern
einen bedeutend ſchlechteren vor, der natürlich von ihnen abge
lehnt wurde. Die Unternehmer griffen abermals zur Aus-
ſperrung 2000 Arbeiter wurden auf die Straße geworfen!
Nachdem die Ausſperrung einen Monat angehalten hatte,
wurde ſie von den Unternehmern als beendet ertiärt. Hierbei
weigerten ſie ſich aber, nicht nur einen neuen Kollektivvertrag
abzuſchließen, ſondern mit den Gewerkſchaften überhaupt in
Verhandlungen zu treten. Die Arbeiter lehnten es unter dieſen
Bedingungen ab, die Arbeit aufzunehmen, und verlangten die
Anerkennung der Verbände und die Abſchließung eines neuen
Vertrages.

Jndem die finnländiſchen Gewerkſchaften auf die ungeheuren
Aufwendungen hinweiſen, die ſie in den jüngſten Kämpfen
gegen den Anſturm des Kapitals machen mußten, bitten ſie die
Petersburger Gewerkſchaften, ſie zu unterſtützen und lenken
ihre Aufmerkſamkeit darauf, daß die Unternehmer nach Eſtland
und den benachbarten ruſſiſchen Gouvernements Agenten ent-
ſandt haben, um Arbeiter anzuwerben.

Wohlfahrtsplage im Glaskönigreich Heye.
Die bei Düſſeldorf belegene Gerresheimer Glashütte (die

„größte Flaſchenfabrik der Welt“) hat durch Anſchlag bekannt
gemacht, daß ab 12. März d. J. die Löhne der Glasmacher um
5 Pfg pro Hüttenhundert und die Löhne der Pfleger um
25 Pfg. pro Schicht „ermäßigt“ werden. Doch ſolle dies kein
Lohnausfall ſein, vielmehr werde jedem Arbeitnehmer der in
Betracht kemmende Betrag nebſt Zinſen in einem Sparkaſſen
buch „Kontobuch“ heißt es offiziell jährlich gutgeſchrieben.
Aus dieſem „Sparguthaben“ ſollen an die Arbeiter „in Ueber-
einſtimmung mit dem Arbeiterausſchuß“ Auszahlungen in
Höhe von 2 bezw. 3 Mk. pro Tag geleiſtet werden, wenn durch
Betriebseinſchränkung länger als eine bezw. ſechs Wochen zu
feiern gezwungen wird. Jn Krankheitsfällen, die länger als
13 bezw. 26 Wochen dauern, ſoll der erkrankte Arbeiter Zuſchüſſe
in Höhe des einfachen bezw. doppelten Krankengeldes erhalten,
ebenſo bei Jnvalidität „einen Betrag in Höhe der vollen
Rente“; bei vollſtändiger Arbeitsunfähigkeit den reſtierenden
Vetrag“. „Wenn der Kontoinhaber das 50. Jahr erreicht hat,
bekommt er die Hälfte ſeines „Kontos“, nach vollendetem
55. Lebensjahre den Reſt. Wer den Betrieb in Gerresheim ver-
läßt, erhält den Betrag unter den zuletzt genannten Be-
dingungen, alſo nach vollendetem 50. bezw. 55. Lebensjahre.
Wird der Gerresheimer Betrieb eingeſtellt und der Arbeiter
arbeitslos, ſo erhält er den Betrag zurück. Die Unterſtützungen
werden nur bis zur Erſchöpfung des Kontos bezahlt.“

Soweit die weſentlichſten Beſtimmungen der Heheſchen
Spareinrichtung, zu deren Begründung ausgeführt wird:
„Dieſe Spareinrichtung tritt an die Stelle einer ſonſt durch die
Verhältniſſe notwendig gewordenen Lohnreduktion.“

Es handelt ſich um nichts weiter als eine verſchleierte Lohn
reduktion, und das bei 10 Proz. Dividende, die das Unter-
nehmen im letzten Jahre erzielte. Bezeichnend hierfür iſt
ja auch die Schlußbeſtimmung der Bekanntmachung, die da
lautet: Wer von den Arbeitnehmern nicht damit einverſtanden
iſt, den erſuchen wir, die Kündigung einzureichen. Wer bis
zum 12. März nicht gekündigt hat, von dem wird angenommen,
daß er zu den neuen Bedingungen weiter arbeiten will.

Bei der gegenwärtig herrſchenden Kriſe ſind die Glas-
Sklaven natürlich froh, überhaupt Arbeit zu haben; ſie werden
ſich alſo in der Mehrheit fügen, um ſo mehr, da ſie ja im Wei-
gerungsfalle auch die Werkswohnungen räumen müßten, alſo
obendrein auch noch obdachlos würden.

Weitere Bergarbeiterentlaſſungen im Ruhrrevier.
Jm Bochumer Verein für Gußſtahlfabrikation wurde weiteren

115 Arbeitern gekündigt. Für eine große Anzahl Arbeiter
werden Feierſchichten eingelegt.

Zum Jnduftrieverband.
Die Porzellanarbeiter, Töpfer und Glasarbeiter

hielten in Dresden eine Verſammlung ab, in der ſie ſich im
Prinzip für die Verſchmelzung der 3 Verbände erklärten,
nachdem ein Antrag abgelehnt war, der die Verſchmelzung ſämt
licher deutſcher Gewerkſchaftsverbände forderte.

Eingegangene Schriften.
Achter Bericht des Arbeiterſekretariats und des Kartells der

freien Gewerkſchaften in Köln a. Rh. für das Jahr 1908. Preis
10 Pfg. Verlag des Kartells der freien Gewerkſchaften in Köln.

Das Leipziger Arbeiterſekretariat und die Leipziger Gewerk
ſchaften im Jahre 1908. Verlag des Gewerfkſchaftskartells Leipzig.

Deutſcher Holzarbeiterverband Verwaltung Berlin.
Jahresbericht für 1908. Verlag des Deutſchen Holzarbeiter-
Verbandes Berlin.

Gemeindevertreter- Konferenz
des Regierungsbezirks Merſeburg.

Halle, 21. Februar.

Mit ſtimmungsvollen Liedern des Säncherchors wurde geſtern
früh 10 Uhr im kleinen Saale des Volksparks die Gemeinde
vertreter Konferenz eröffnet. Der Vorſitzende der Agitations-
kommiſſion, Genoſſe Büch öl, begrüßte die zahlreich aus großen
und kleinen Gemeinden erſchienenen Vertreter und ſprach den
Wunſch aus, daß die Konferenz zum Wohle der Gemeinden und
im Geiſte des Sozialismus verlaufen möge. Den Darbietungen
der Sänger wurde kräftig Beifall gezollt und ſeitens der Leitung
der Agitationskommiſſion Dank abgeſtattet. Die Mandate werden
durch die Kreisleiter geprüft. Geleitet wird die Konferenz durch
die Agitationskommiſſion. Geſchäftlich wird bemerkt, daß Wort-
meldungen und Anträge ſchriftlich erfolgen müſſen.

Der Haupt Tagesordnungspunkt lautet: „Die Verhältniſſe in
den Gemeinden des Bezirks und die Tätigkeit der Vertreter
in den Gemeinden“. Zu dem Thema ſind Fragebogen einge-
fordert worden, die von 93 Landgemeinden und 13 Stadtgemeinden
beantwortet wurden. Das Referat hierzu hatte der Genoſſe
Stadtverordneter Borchardt-Charlottenburg übernommen. Er
führte aus:

Der Sozialismus, die ganze Bewegung des Sozialismus iſt er
wachſen aus Städten und der Jnduſtrie und er hat infolgedeſſen
ſein Rückgrat in der ſtädtiſchen Bevölkerung. Die ſozialiſtiſchen
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Jdeen, die in der Jnduſtrie ihre Wurzel haben, konnten auf dem
Lande nicht derartig erfaßt werden, wie in den Städten. Der
Sozialismus will aber auch eine Staats und Geſellſchaftsordnung
ſchaffen, in der nach demokratiſchen Grundſätzen verwaltet werden
ſoll, und das Unrecht der jetzt herrſchenden Klaſſe empfindet aller
dings der kleine Mann auf dem Lande ebenſogut, als der kleine
Mann in der Stadt. Der kleine Bauer auf dem Lande, der
vielleicht ſozialdemokratiſch fühlt und denkt, iſt ſich häufig imJnnern nicht klar über die ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen.
Daher kommt es, daß peilem Vertreter, die auf dem Lande als
Sozialdemokraten gewählt werden, nachher erklären, daß ſie mit
der Partei nichts mehr zu tun haben wollen. Ein ſogenannter
Rechtsgrundſatz ſagt bekanntlich: „Jeder Preuße iſt vor dem Geſet
gleich.“ Dies iſt eine Unwahrheit; denn überall, wohin wir
blicken, finden wir Ungleichheiten. Bekanntlich müſſen auf dem
Lande s der Gemeindevertreter Angeſeſſene ſein. Jn den Städten
wird das Unrecht dadurch dokumentiert, daß die Hälfte der Stadt
verordneten Hausbeſitzer ſein müſſen. Dies iſt ein außerordentlich
ſtarkes Unrecht. Das Privileg der Angeſeſſenen wird aber noch
ſtark vermehrt durch das Privileg des Beſitzes. Redner beſprichtdann das Klaſſenwahlunrecht und beleuchtet dies an drei Arten

des Bezirks, Ammendorf, Laweißig und Annaburg. J letzterem
Orte wählt ein einziger Steuerzähler in der erſten Klaſſe, 61 in
der zweiten Klaſſe und 701 Wähler (94 Prozent), in der dritten
Abteilung. Wenn man dies nicht als eine abſolute Rechtios
machung bezeichnen will, ſo muß man doch ſagen, dieſes Klaſſenunrecht bewirtt, daß die dritte Klaſſe niemals das entſcheidende
Machtwort ſprechen kann. Auch für die Gemeinden iſt das all
gemeine Wahlrecht zu verlangen. Die Gemeinden ſind nicht bloß
berufen das Vermögen zu verwalten, ſondern ſie ſollen für das
allgemeine Wohl ſorgen. Dies allgemeine Wohl könnte beſonders

dem Schul-, Armen- und Krankenweſen zum Ausdruck
ommen.

Redner verbreitet ſich dann über das Steuerweſen. Die Frage
bogen ſind von einigen 90 Landgemeinden und 13 Stadtgemeinden
beantwortet worden. Es könne den Beantwortungen nicht ganz
entſcheidendes Gewicht beigelegt werden, da Unvollkommenheiten
dabei zum Ausdruck kommen. Nach dem Fragebogen zahlen fünf
Landgemeinden über 200 Prozent Zuſchlag zur Staatseinkommen-
ſteuer. Unter 100 Prozent zahlen zehn Gemeinden. Ueber die
Grund und Gebäudeſteuer drücken ſich die Beantworter nicht
vollſtändig klar aus. Die indirekten Steuern, wie Schankkon-zeſſionsſteuer, Luſtbarkeitsſteuer ſind zu bekämpfen, auch aus dem
Grunde, weil ſie Anlaß zu polizeilichen Schikanen bieten. Die
Einführung der Wertzuwachsſteuer erſcheint auch in kleinen Orten
empfehlenswert. Jn Plle und anderen größeren Orten iſt die
Steuer durchgeführt. Die Gründe für die Steuer liegen klar auf
der Hand. Die Wertſteigerung des Grund und Bodens wird in
den Städten geſchaffen durch das Zuſammenſtrömen der Menſchen,
durch Anlagen im Intereſſe der Stadt 2c. Dadurch werden die
Mieten geſteigert und teurere Lebensverhältniſſe geſchaffen. Der
Grund und Bodenbeſitzer trägt nichts zur Steigerung ſeines Be
ſitzes bei. Es iſt richtig, daß eine Wertzuwachsſteuer in kleinen
Gemeinden augenblicklich nicht viel einbringen kann. Niemand
kann aber vorherſehen, wie ſich eine Gemeinde im Laufe der Jahre
entwickeln kann. Die induſtriellen Verhältniſſe, Steigerung des
Bodenwertes in den Städten können leicht beweiſen daß Fabrik-
anlagen auf dem Lande vor ſich gehen. Da kommt dann die
Wertzuwachsſteuer gut zu ſtatten.

Daß das Schulweſen in Preußen noch ſehr im argen liegt, iſt
eine allgemein bekannte Tatſache. Gewiß kann man in den Land
gemeinden betreffs der Schule nicht überall dieſelben Forderungen
aufſtellen wie in den Städten. Aber die Schulverhältniſſe müſſen
beſſer werden, mindeſtens muß man für die Landgemeinde, zu
nächſt für kleine Orte, die dreiklaſſige Schule fordern. Es iſt ein
ganz ungeſundes Verhältnis, einem Volksſchullehrer zuzumuten,
70 bis 80 Kinder und mehr zu unterrichten. Bei dem Militär
kommen auf einen Unteroffizier kaum 20 Soldaten zur Ausbildung,
nach neueſten Preßmitteilungen ſogar nur 10. Sicher wird man
einem Unteroffizier aber nicht 30 Soldaten unterſtellen. Ein Lehrer
muß ſich aber noch mit 70 bis 80 und mehr Kindern herumplagen.

Schulärzte ſind auch auf dem Lande zu fordern. Hat man an
kleinen Orten nicht die Mittel dazu, ſo mögen C mehrere Orte
zur Anſtellung eines Schularztes verbinden. Es genügt nicht,
wenn der Kreisarzt die Kinder einmal im Jahre unterſucht. Das
Fortbildungsſchulweſen m auch in den Landgemeinden gefordertwerden. Hat man keine Mittel, ſo muß man ſtaatliche Zuſchuſſe
fordern. Es gehört zu den Pflichten aller Gemeinden, die jungen
Leute derartig auszurüſten, daß ſie ſpäter den Kampf ums Daſein
aufnehmen können. Die Forderung der öffentlichen Beleuchtun
ſpricht für ſich ſelbſt. Und bei der jetzigen fortgeſchrittenen Techni

Anſchluß an entfernt liegende Elektrizitätswerke kann mandie öffentliche Beleuchtung in den fleinſien Orten haben. Eine

ſelbſtverſtändliche Forderung iſt, Gemeindebetriebe in eigener Regiezu verwalten. Die kommunale Arbeiterpolitik kommt beſonders

bei den Städten in Frage. Da muß eine anſtändige Behandlung
der in ſtädtiſchen Betrieben beſchäftigten Arbeiter verlangt werden.
Penſionen ſind ebenſowohl für die Arbeiter wie für die Beamten
zu fordern. Jn den Stadtverordnetenſitzungen kann man zuweilen
die Wahrnehmung machen, daß im Punkte der Arbeiterbehandlung
ſehr reiche Leute für die Intereſſen der Arbeiter einen viel wei
teren Blick haben als die Mittlerſtändler. Letztere zeigen ſich
meiſtens als ſehr rückſtändige Spießer. Die Beſeitigung der
Streikklauſel iſt überall zu fordern, denn die Stadtgemeinde darf
in den gewerblichen Lohnkampf nicht eingreifen. Eine anſtändige
Lohnklauſel iſt zu fordern.

Bei der Armen- und Krankenpflege treten die Gegenſätze der
Weltanſchauungen zwiſchen der Sozialdemokratie und den bürger-
lichen Vertretern beſonders ſtark in Erſcheinung. Jn echt bürger-
lichen Kreiſen betrachtet man die Armut kurzweg als eine Schande.
Die bürgerlich liberale Wellanſchauung geht allerdings dahin, nur
in kraſſen Notfällen etwas zu geben, im übrigen meint man, jeder
muß und kann dafür ſorgen, daß er im Notfalle etwas beſitzt. Wer
nicht dafür ſorgt, hat ſeine Schuldigkeit nicht getan. Dieſe An
ins wird aber gerade jetzt durch die Kriſe gründlich durch

euzt. Die Arbeitsloſigkeit wiederſpricht dieſer Anſicht durchaus.
Durch die Armenpflege wird heute jeder, der nichts beſitzt, zum

Lump geſtempelt. er die Geſetzgebung ſtempelt die Armut zur
Schande. Ein kleiner Fortſchritt wird inſofern geſchaffen, daß von
Reichs wegen Bürgern, die r empfangen, das
Wahlrecht nicht mehr genommen werden ſoll. Genoſſe Borchardt
bemerkt, daß er bei der kurzen Spanne Zeit, die ihm zu dem Re-
ferat zur Verfügung geſtanden habe, nicht alle Punkte habe er-
ſchöpfend behandeln und Nebenpunkte gar nicht habe berühren
können. Er ſchließt unter Beifall mit der Erwartung einer recht
lebhaften und fruchtbaren Diskuſſion

Der Bezirksſekretär Vrnoſ Dreſcher teilt ſodann das Reſultat
der Mandatsprüfung mit. Danach ſind vertreten
[-—[—T-J

Landgemeinden Stadtgemeinden

Wahlkreiſe Zahl ahl Zahl Zahl
der Ge er der Ge der
meinden Vertreter meinden Vertreter

Sangerhauſen-E. 2 2 S
Mansfelder Kreiſe 5 6 S SMerſeburg- Querfurt 15 27 1 1
Delitzſch- Bitterfeld 6 14 3 4
TorgauLiebenwerda 9 12 S S
Zeitz Weißenfels 42 65 2 5
Halle und Saalkreis 15 27 1
Wittenberg-Schweinitz 2 4 s a

Summa: 6 107 7 Nur 14
Darauf trat eine Mittagspauſe ein. Die Diskuſſion ergab das

folgende:

Oſter war Selte Das Referat erſcheint inſofern nicht
einwandsfrei, weil die en nicht ordnungsgemäß beantwort
rn üglich der ulärzte muß verlangt daß dinder von Aerzten nicht nur allgemein ſondern ſpezie auf
alle Organe unterſucht werden. Die Forderung des Referenten
nach einer nur dreiklaſſigen Volksſchule auf dem Lande erſcheint

u minimal. Man ſollte mindeſtens eine vierklaſſige Volksſchule
ordern. Die Volksſchule muß in Stadt und Land beſſer aus-

gebaut den. Die enfrequenz muß überall herabgedrückt
den. Eine Einſchränkung des Religionsunterricht muß ge

ordert werden. Neuerdings will man ſogar den Religionsunter
richt auch noch in den Fortbildungsunterricht einführen. Dagegen
muß entſchieden Stellung genommen werden.

Lützner-Ramſin beſchwert ſich darüber, daß Land und Stadt
vertreter in dieſer Konferenz wieder zuſammen tagen. Vorteil
hafter wäre es geweſen, wenn die Landgemeindevertreter geſondert
griag hätten. Von großer Intelligenz zeugten die Handlungen
er Gemeindevorſtände nicht. Parteigenoſſen, die zu Aemtern in

die Gemeinde gewählt würden, werden nicht beſtätigt.
ThäleHolzwei i Hier beſtehen beſonders ſchlechte Ver
ltniſſe. Daran iſt beſonders der Ortsvorſteher Huth mit ſchuld.
hm erſcheint das Dreiklaſſenwahlrecht o nicht ſchlecht genug.Durch die erſ hiebnng der Steuerverhältniſſe hat er es bewir

daß in der zweiten Wählerklaſſe unſere Parteigenoſſen jeden Ein
fluß verloren. Schulärzte wünſcht man bei uns nicht. Man ſagt,
früher habe man u keine Schulärzte gehabt und die Leute ſind
auch alt geworden. Bei der letzten Wahl iſt aber ein r mit in
das Gemeindekollegium gewählt worden und ſo beſteht die Ausſicht,
daß in der Schularztfrage künftig etwas geſchieht. Jm Punkte
der Bodenſpekulation könnten auch in Holzweißig gewiſſe Lieder
geſungen werden. Der Antry auf Errichtung eines Gewerbe-

erichts wurde abgelehnt, weil nach Anſicht des Amtsvorſtehers
ein Bedürfnis dafür vorhanden iſt Die Straßenbeleuchtung und

Armenpflege liegt bei uns auch ſehr im Argen. Der Gemeinde
vorſteher erklärt kurzweg, eine Armenkommiſſion ſei nicht not-
wendig; er wünſcht, alles allein machen zu können. Was in ſozial-
rückſchrittlicher Beziehung geleiſtet werden kann, wird in Holz-
weißig von den gegenwärtig herrſchenden Kreiſen geleiſtet.

Zur r r geht der Antrag ein, die auf10 Minuten zu beſchränken, begründet vom Genoſſen Chriſtange-
Eisleben. Es wird ſo beſchloſſen.

Meyer -Großtreben ſtellt verſchiedene Fragen nach der Wirkſam
keit der Landgemeinde-Ordnung.

Thiele-Halle gibt zu, daß es den Gemeindevertretern in den
Städten leichter möglich, ſpeziell ſozialpolitiſche Politik zu treiben,
aber den Gemeindevertretern auf dem Lande wird dieſe Politik
ſehr viel ſchwieriger gemacht. Jn den rein bäuerlichen Gemeinden
gibt es noch eine Menge Vorrechte der ſog. Altgemeinden, die be
ſeitigt werden müſſen. So z. B. Fiſchnutzung, Nutzung der Sand
gruben 2c., die nur wenigen Beſitzern zugute kommen. Dieſe Vor
rechte ſind nicht geſetzlich und müſſen durch Eingreifen unſerer
Vertreter beſeitigt werden. Auch die mannigfachen Abgaben, wie
Erbzins ec., ſind bereits abgelaufen, werden aber ſtillſchweigend
weiter erhoben. Dieſer alte Unrat muß beſeitigt werden. Die
Vertreter müſſen darauf halten, daß die Sitzungen öffentlich ſind.
Zu den Straßenbaukoſten müſſen die Beſitzer der induſtriellen
und anderen Etabliſſements beſonders herangezogen werden. DieFriedhöfe müſſen in Verwaltung der politiſchen Gemeinde über-

führt werden. Es iſt nicht unſere Aufgabe, im Intereſſe der
Bauern zu arbeiten, ſondern wir müſſen lediglich im Intereſſe der
Arbeiter tätig ſein. Auf die Unterhaltungsſätze der Provinz ſind
wir ohne Einfluß, deren Feſtſetzung kommt auf Kreis und Bezirks-
ausſchüſſe an. Bei der Etatsfeſtſetzung haben unſere Vertreter die
Rechte der Gemeindevertretungen zu wahren. Die Eingemeindung
der Gutsbezirke iſt ſehr wie Sie müſſen eingemeindet
werden, weil ſie überall die Laſten der Gemeinde vermehren.
W den Bezirksausſchüſſen iſt das agrariſche Element vorherrſchend.
Da werden alle dieſe Anträge über den Haufen geworfen. Jn
der Waſſerverſorgung müſſen unſere Vertreter verlangen, daß die
Beſitzer der Gruben 2c., welche das Waſſer den Gemeinden ab-
leiten, der Gemeinde Waſſer ſchaffen. Unſere Vertreter haben
überall nur die Intereſſen der Arbeiter zu wahren, was ſich mit
Förderung der Kulturintereſſen deckt.

Hund-Luckenau ſchildert die Gemeindewahlverhältniſſe in ſeinem
Ort, die ein ungeheures Unrecht bergen. Mit den Wählerliſten
wird in den ländlichen Gemeinden viel Unfug getrieben, wie
Redner an einigen Beiſpielen nachweiſt. Jn den Schulverbänden
werden die Jnduſtriegemeinden ſtets benachteiligt, was die Arbeiter
trifft. Es iſt daher nötig, daß Jnduſtriegemeinden für ſich Schul-
verbände bilden. Die Straßenverhältniſſe in L. laſſen viel zu
wünſchen übrig. Die Ortsverwaltung hat dafür kein Auge. Jn
der Waſſerfrage herrſchen dort trübe Verhältniſſe, ebenfalls in
folge des Bergbaues. Eine Kanaliſierung wäre d gen nötig,
es denkt aber niemand daran. Das Jntereſſe der Riebeckſchen
Montanwerke iſt den bäuerlichen Vertretern, die von den Werkenſelbſt gewählt ſind heilig. Jn Luckenau und Streckau iſt aus
dieſem Grunde auch keine regelrechte Beleuchtung, ebenſo leidet
die Friedhofsfrage an Mängeln.

Henninger-Wählitz: Jm Anfang, als unſere Vertreter ins
Dorfparlament einzogen, hatten wir es viel ſchwerer als jetzt. Es
r Beſſerungen überall erzielt worden und das muß uns zur

eiterarveit aneifern. Das bäuerliche Element hemmt unſere
Arbeit freilich auf Schritt und Tritt. Die Schullaſten ſind in
Wählitz ſehr große. Bei 8000 Mark Gemeinde Etat 6000
Mark Schullaſten. Trotzdem hat der dritte Lehrer bei uns
120 Kinder zu unterrichten. Jn den Schulvorſtand kommen
wir nicht hinein, weil der Landrat die Beſtätigung verſagt. Jetzt
ſitzen allerdings 2 Genoſſen im Schulvorſtand. Nach und nachbſen ſich alſo Erfolge erzielen. Die Gutsbezirke können ge-

ie politiſche Gemeinde überzutreten. ie
orrechte, die beſeitigt werden

Solche Erfolge können überall

werden, in
lltgemeinden beſitzen manche

können das iſt bei uns geſchehen.
erzielt werden.

Schubert-Greppin: Die Gemeindevertreter ſollten überall
auch den Gemeindeetat nicht bewill.gen, denn wir können er-
warten, daß jeder Vorſtand, der nicht zu uns er gegen dieArbeiterintereſſen auftreten wird. Die Armenverhältniſſe, Waſſer

verhältniſſe ſind bei uns ſehr beſſerungstzedürſtig. s iſt nicht
nachzuweiſen, welches induſtrielle Werk die e v

uch beiſchlechtert, trotzdem wurde eine herbeigeführt.
uns hätte der Bau einer Gasanſtalt ſchwere Laſten verurſacht.
Die Gutsbezirke weigern ſich, zu den Wegebaukoſten beizutragen.Alte Vorrechte ſind jetzt durch einiges Vorgehen der Arbeiterſchaft
bei uns beſeitigt.

Naundorf-Broſſen betont, daß der Referent die Wohnungs
frage, die eine ſehr brennende iſt, nicht geſtreift habe. Daran
trage vielleicht die nicht genaue Beantwortung des Jragebogens
ſchuld. Zur Reviſion der Gebäudeſteuer muß geſagt werden, daßauch hierbei die Arbeiter benachteiligt worden nd Die Grund

lage der Gebäudeſteuer iſt anſcheinend noch gar nicht v.
Die bäuerlichen Gemeindevertreter treten dafür ein, daß immer
die Jnduſtrieorte ſcharf herangezogen werden, weil der Geſamt
kreis davon Vorteil hat. Das Gemeinde-Budget iſt in unſerer
Gemeinde abgelehnt worden, weil die Laſten viel zu hoch ſind.
Es ſchwebt jetzt deswegen eine Klage beim gehen
Redner fragt an, ob es nicht zu machen ſei, daß die Kirchenſteuer
nicht in die Gemeindeſteuer eingerechnet werde.

Bretſchneider-Großlehna: Das Schulgeld wird in unſerer
Gemeinde nach dem n erhoben. Diejenigen, welche Nicht
beſitzer ſind, haben für vier Morgen zu zahlen. Nun wollen die
Grundbeſitzer, die ihre Kinder in auswärtige Schulen ſchicken, die
S einführen. Wir wehren uns dagegen. Die
Fabrikabwäſſer der Stadt Markranſtädt gehen durch unſere Ge-
meinde, die ſehr nahe der ſächſiſchen Grenze liegt. Es wird nichts
daran gebeſſert werden. Bei Ausbruch von Feuer würde die Ge
meinde in Kalamitäten kommen. Auch bei uns beſteht die Un

S keit der Altgemeinden elf Perſonen beſitzen vier Morgen
artenland in Erbpacht zu einem viel zu niedrigem Pachtpreiſe.
LeuneKretſchau: Jn unſerem Orte haben wir große und

kleine Leiden. Auf Grund des z 103 der L.-G.-O. muß nach
unſerer Meinung den Gemeindevertretern Einblick in die Steuer

liſten, mit denen viel x etrieben wird, verſtattet werden. Bei uns iſt das ni den Unſere Gemeindevertreter-
ſipemngen nur Faree, es iſt alles ſchon vorher erledigt, wenn
wir zur Sitzung kommen. Unſere Verbeſſerungsanträge werden
einfach niedergeſtimmt, wie z. B. auf Kanaliſation, die ſehr not-
wendig iſt.

Walther-Modelwitz: Jn r 1 Gemeinde haben wir uns
mit allen Fragen der modernen Zeit beſchäftigt. unſere Gegner

nd gezwungen worden, ſich mit unſeren Jdeen zu beſchäftigen.
ie Beleuchtungsfrage, Wegebau, Lopalialiggt ſind ihrer Erledi-

ung näher geruckt. Wir ſtehen vor der Einführung der Straßenſßabe zu deren Erbauung die umliegenden Gemeinden Beiträge
ugeſagt ben. Unſere Vertreter haben, ſich in Anbetracht der

ſchlechten inanzlage der Gemeinden, dagegen gewendet, trotzdem

wird aber der Bau vollzogen werden. Wir ſind jetzt auch ge
wungen, einen eigenen We zu errichten. Dieſer wird in die

r der politiſchen Gemeinde gebracht werden. Die
Koſten aller dieſer r a ſind ſehr große, ſo daß die
Finanz verhältniſſe bei uns mißliche ſind. Die Verſchmelzungs-
frage iſt an der Perſonenfrage des Vorſtehers geſcheitert. Vls
Gemeindeſchöffe iſt Redner wiederholt gewählt, jedoch nicht be
ſtätigt worden. Das Amt iſt jetzt noch verwaiſt.

lanzBornitz begründet einen Schlußantrag, der angenommen
wird.

Als Redner waren noch eingetragen die Genoſſen Wagler Aue,
22 e Ammendorf, Wenzel Nellſchütz, Kirmſe Zettweil, Weber-

euben und Körner-Wörmlitz.
Jm s gibt Genoſſe Borchardt allgemein Aufſchluß

über verſchiedene Fragen. Er rät den Anweſenden, wegen aller
auftauchenden Fragen ſich an die Redaktion der „Kommunalen
Stern zu wenden. Die Forderung der Einſichtnahme in die

teuerliſten gründet ſich nicht auf z 103 der Land Gemeinde-
rdnung. enn die Vertretung beſchließt, nicht Einſicht in die
teuerliſten zu nehmen muß der einzelne Vertreter ſich damit

ufrieden geben. Es iſt eine Hauptaufgabe der Gemeindevertreter,
ich über die Kaſſenführung des Gemeindevorſtandes zu unter-

richten, aber das kann nicht der einzelne tun. Die Nichtbeſtätigung
der in verſchiedene Aemter gewählten Genoſſen iſt ein wunder
Drp überall. Das iſt die berühmte Selbſtverwaltung der Gemeinden.

er Landrat kann die Beſtätigung jederzeit ohne Angabe von
Gründen verweigern. Nach s 84 kann der Landrat außerdem
einen Vertreter ernennen, wenn immer wieder mißliebige
Leute gewählt werden. Damit haben wir uns ſo lange abzufinden,
wie das Geſetz J Auch in den Städten iſt es ja nicht beſſer.
Hier verſagt die Regierung die Beſtätigung.

Die vorgebrachten gen beweiſen, daß unſere Genoſſen in allenGemeinden ein ſchweres Stück Arbeit vor ſich haben, um die
Entwickelung der Gemeinden etwas vorwärts zu bringen. Wenn
in Jnduſtriegemeinden mit mehreren tauſend Einwohnern, wie
erwähnt, keine Beleuchtung vorhanden, ſo iſt das eine große Rück
ſtändigkeit. Für alle Orte, deren Vertreter hier ſprachen, iſt die
Einführung der Wertzuwachsſteuer direkt notwendig. Jn Jnduſtrie
orten iſt dieſe Steuer geeignet, die meiſten Ausgaben zu decken
Orte, die in der Entwickelung ſtehen, ſollten ſo früh als möglich
die Wertzuwachsſteuer einführen, weil es dann unſeren Vertretern
viel leichter iſt. Ein Teil der Schuld daran, daß es bei uns
Preußen noch ſo ſchlecht ausſieht, fällt der Bevölkerung zur Laſt.
Fortſchritte müſſen erkämpft werden. Die z I r kann auf
die Dauer nicht ſchlechter als das Volk ſie ſich gefallen läßt.
Ausſicht auf Beſſerung iſt nur dann vorhanden, wenn immer
wieder auf die öffentlichen Schäden hingewieſen wird. Eine allzu
ſchnelle Löſung können wir allerdings nicht erwarten. Die Be
teiligung bei der Wahl zur Gemeinde-Vertretung iſt überall eine
viel zu ſchwache. Redner verlieſt eine Tabelle der Wahlberech
tigten der dritten Klaſſe, denen die d der Wähler gegenüber
geſtellt wird. Jn den meiſten Orten hat die Zahl der Wähler nur
oder nicht einmal ein Drittel betragen, ſelten die Hälfte der Wahl
berechtigten. Darin ſpricht ſich das Jntereſſe an Gemeindeangelegen-

aus. Wir dürfen uns keine Mühe verdrießen laſſen, die
evölkerung aufzurütteln, auch wenn wir nicht h den Vorteil

davon haben. Nicht nur in der Gemeindevertretung, ſondern auch
außerhalb müſſen wir das Jntereſſe der Bevölkerung ſtändig wach
rufen. Wenn wir dafür ſorgen, wird die Entwickelung ſtets vor
wärts gehen.

Es iſt ein Antrag eingegangen, wonach alle zwei Jahr eine
Gemeindevertreter- Konferenz einberufen werden ſoll, den Lützen er-
Trebbin begründet. Genoſſe Dreſcher bittet, dieſen Antrag nurals Wunſch zu formulieren, da die Beſchlußfaſſung darüber den

Kreiſen obliegt. Jn dieſer Form ſei der Antrag nur zu befür
worten. Redner iſt der Meinung, daß die Konferenz ſehr ſegens-
reich gewirkt hat. Das ſei vorzugsweiſe den ausgezeichneten Aus
führungen des Genoſſen Borchardt zu danken. Die Konferenz
werde ſicher die beſte Wirkung hinterlaſſen, denn das Bild, welches
jeder einzelne Teilnehmer über die Gemeindepolitik empfangen
e ſei ein vielſeitiges und vollſtändiges. Die kleinen
edurften ebenfalls eingehender Behandlung. Das aus den Frage

bogen hervorgehende Material ſei allerdings noch nicht geeignet,zu einer inheiclechen Arbeit verwendet zu werden. Später ſolle

aber damit der Anfang werden. Durch die Fragebogen
ſei das Jntereſſe der Vertreter für viele Dinge, die ihnen bisher
fremd waren, geweckt worden. Die Frageu zur nächſten Kon
ferenz werden ſicher infolgedeſſen einwandfrei ausgefüllt vorliegen.

Der Antrag des P mogen Lützener wird einſtimmig mit
dem Zuſatz des Genoſſen Dreſcher angenommen.

Wagler- Aue gibt einen Fall bekannt, der e wie die
Paragraphen der Landgemeinde Ordnung gegen die Arbeiter aus

enutzt werden. Die Berichte, die aus den Gemeinden nach demSeht geſandt werden, erſcheinen oft in allzu ſehr gekürzter

orm.
Naundorf-Broſſen geht auf die Auslegung der Wählerliſten

z die für dieſes Jahr, nicht erſt für nächſtes Jahr Gültigkeit
aben.
Vorſitzender Büchöl ſchließt die Sitzung nach kurzem Schluß-

wort mit einem dreimaligen Hoch auf die Sozialdemokratie, in
das die Vertreter begeiſtert einſtimmten, gegen 56 Uhr.

Die für den 22. Februar vorgeſehene Konferenz der Stadt
gemeindevertreter fällt durch Beſchluß aus und tagt im Anſchluß
an die Landgemeindevertreterkonferenz. Jn Anbetracht der kurzen
Le welche zur Verfügung ſteht, wird von der Aufſtellung einer

agesordnung abgeſehen vielmehr ſollen die geſtellten Fragen,
eine ſofortige Antwort erfahren.

Winzer- Delitzſch berichtet, daß durch die Umſiedelung der
Eiſenbahnwerkſtätten von Halle nach Delitzſch bei den Beamten
das Bedürfnis vorhanden iſt, um ihren Kindern eine beſſere
Schulbildung zu teil werden zu laſſen, eine Mittelſchule zu
errichten und wünſcht Auskunft ob man dieſer Forderung bei
treten kann.

Thiele- Halle beantwortet die Frage da daß unſere Ver
treter zunächſt die grundſätzliche Forderung gung von Ein

S anzuſtreben haben und dabei nach Möglichkeit für die
inführung einer achtklaſſigen Volksſchule zu ſorgen haben.

dies nicht zu erreichen, dann haben die Vertreter ihren Einflu
dahin geltend zu machen, daß für die höheren Schulen aus dem
Stadtſäckel nicht mehr Gelder bewilligt werden als zur Errichtung
der Volksſchule nötig ſind.

OſterburgHalle: Eine achtklaſſige Volksſchule iſt nur dann
von Nutzen, wenn die Frequenz zu den einzelnen Klaſſen ni
eine allzuſtarke iſt, ſonſt leidet die Ausbildung der Schüler bei der
Durchführung des Lehrplans. Bei richtiger Beſetzung des Lehr
lans genügt die ſiebenklaſſige Volksſchule. Die Einführung
emder Sprachen in den Volksſchulen iſt zu bekämpfen, da die Aus

bildung hierin eine ungenügende iſt und auf Koſten der andern
ächer geſchieht. Die Errichtung von Mittelſchulen ſollen unſere
ertreter a Möglichkeit von der Einführung eines neunten

Sdalehree für die Volksſchule abhängig machen. Durch Um
frage ei den Eltern läßt ſich dies eventuell erreichen.

e o ehe Die Verſchiedenheit in der Auffaſſungder Schulfragen iſt wahrſcheinlich dahin zu leiten, daß unſere
Bewegung ſich oſt in den letzteren Jahren mit dieſer Materie ver
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ren en ekeit zu geben, dieſe Schulen beſuchen zu können. Eine pröpreſſive Beſteuerung zur Mittelſchule wäre zu empfehlen.
Winzer- Delitzſch befürwortete die Einführung fremder Sprachen

im Lehrplan, damit die Leute, welche ſpäter ins Ausland gehen,ſich zu der Hand dieſer Vorbildung behelfen können.
Oſterburg und Thiele beſtreiten, daß die ungenügende Aus

bildung in fremden Sprachen, welche man in der Schule erfährt,
eeignet iſt, ſich in fremden Ländern damit zu behelfen.

wer on Bei der Anſtellung für Rektoren für die
Volksſchulen ſoll man nicht knauſern, aber darauf dringen, daß
dieſelben m im Lehrplan zu bleiben auch Je tunden mit er
teilen. Oft begegnet man den Fällen, ektoren nur als
e rdndeure für die Lehrer auftreten, dies muß verhindert
werden.
l Wer Wie ſtellen wir uns zur Errichtung von Frei

ellen
Leopoldt- Zeitz und Oſterburg Halle befürworten eine

derartige Ausleſe von befähigten Schülern zur Realſchule, auchauf die Gefahr hin, daß W Anblick nur unter denjenigen ge-

halten wird, deren Eltern von vornherein eine „gute Geſinnung“
verbürgen. Wir müſſen prinzipiell dafür eintreten,
Schülern Vorſchub zu leiſten. Es t nicht von vornherein ſicher,
ob derſelbe ſich nicht zu freieren ſozialen Anſchauungen durch
arbeitet, die für die llgemeinheit ron Nutzen ſein können.

Menzel- Bitterfeld bringt einen beſonderen Fall bezügl.
Straßenausbau und Privatbeſitz.

Thiele-Halle: Der Straßenausbau iſt nicht ortsſtatutariſch,
ſondern landesgeſetzlich geregekt. Den Straßenausbau hat der
Privatbeſitzer z beſorgen, oder die Stadt läßt auf Koſten des
ſelben die Arbeit leiſten. Der Beſitzer iſt bei der Errichtung
einer Straße an den Stadtbebauungsplan gebunden.

Röder-Merſeburg: Die ſtädt. Kommune in Merſeburg hat
keine Begräbnisſtellen, dieſe ſind Eigentum der Kirchengemeinde,
welche für einen n einen Preis fordert, der den Ver-
ſöſiniſen der ärmeren Bevölkerung nicht Rechnung trägt. Da
ich auf kommunalem Wege in dieſer Frage nichts machen läßt,

wird den Gen. Röder empfohlen ich an die „kommunale Praxis“
um Auskunft zu wenden. Dasſelbe wird dem Gen. Menzel zu
dem ſpeziellen Fall des Straßenausbaues empfohlen.

Burghardt- Eilenburg Sind mehrere Eigentümer eines Hauſes
bei Gemeindewahlen als Hausbeſitzer wählbar

Thiele-Halle:; Dieſe Frage iſt davon abhängig, ob die betr.Eigentümer auch Nutznießung an dem Grundſtid haben. Nach

längerer Disluſſion wird auch dem Genoſſen empfohlen ſich an
Gen. Südekum-Berlin zu wenden.
Die Anfragen des Gen. Winzer- Delitzſch bezüglich der Steuer

freiheit der Beamten erledigt Thiele-Halle. Die Elementarlehrer
ſind gänzlich gemeindeſteuerfrei, dagegen werden die Kommunal-
beamten, Paſtoren uſw. im Steuerſatz auf die Hälfte reduziert.

Auf eine Anfrage des Genoſſen Leopold- Zeitz empfiehlt
Oſterburg-Halle bei Anſtellung von Magiſtratsbeamten (Stadt
räten) demjenigen die Stimme zu geben, der uns die meiſten Kon
zeſſionen macht.

Leopoldt-Zeitz: Die Etatsberatung und der Abſtimmungs-
modus in den einzelnen Gemeinden erfordert eine definitive
Klärung. In den meiſten Gemeinden wird es ſo gehandhabt,
daß die Mitglieder gewiſſermaßen nur Kenntnis durch Verleſen
erhalten. Von einer Bewilligung des Budgets kann keine Rede ſein,
feſtgeſtellt muß aber werden, ob Stillſchweigen als Bewilligung auf
n u ar die Budgetbewilliele- Halle hält die Budgetbewilligung für zu geringfügig,um Fe als Kardinalfrage behandelt zu ſehen. u gerinonnarg

„Oſterburg empfiehlt, in den einzelnen Gemeinden auf die Ab
ſtimmung über den Geſamtetat zu dringen und nicht mit dem bloßen
Verleſen zufrieden zu ſein.
t 8 Uhr erreichte die Sitzung der ſtädtiſchen Vertreter
i nde.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., 22. Februar 1909.

Sozialdemokratiſcher Verein.
Die Funktionäre des Sozialdemokratiſchen Vereins für Halle a. S.

und den Saalkreis werden auf Grund des 8 12 unſerer Satzungen
erſucht, ſich am Dienstag, den 23. Februar, abends 8/2 Uhr, im

„Volkspark“ einzufinden. Der Vorſtand.

Für die Arbeitsloſen
tritt eine an den Magiſtrat und an die Stadtverordneten Ver-
ſammlung gerichtete Petition des Gewerkſchaftskartells ein.
Jn ihr werden die verſchiedenen Verſuche von Behörden und
kommunalen Körperſchaften zur Löſung des Problems der
Arbeitsloſen Verſicherung erwähnt. Beſonders das Straß-
burger Beiſpiel wird hervorgehoben. Dort hat man bereits ſeit
dem 1. Februar 1907 die Arbeitsloſenverſicherung in der Form,
daß die Stadtkaſſe den gewerkſchaftlich organiſierten Arbeitern
aller Richtungen, ſofern ſie von ihren Organiſationen Arbeits-
loſenunterſtützung beziehen, einen Zuſchuß von 50 Prozent zu
den Unterſtützungsſätzen der Gewerkſchaften zahlt. Bereits am
1. Dezember 1907 konnte der Gemeinderat im günſtigſten Sinne
über die mit dieſem Syſtem gemachten Erfahrungen berichten.
Es bedarf keiner Erwähnung, daß ein ſolcher Zuſchuß zur
Linderung wenigſtens der bitterſten Not bei den Arbeitsloſen
mithelfen kann.

Dann geht die Petition auf die Arbeitsloſigkeit in unſerer
Stadt ein und erwähnt u. a., daß ſelbſt in bürgerlichen Blättern
Eingeſandts Maßnahmen zugunſten der Arbeitsloſen forderten.
Was die mehrfach geforderten und in ſehr kleinem Maße auch
in Angriff genommenen Notſtandsarbeiten angeht, ſo wird
darauf hingewicſen, daß ſehr viele Arbeitsloſe ſolche, die
qualifizierte Arbeit gewöhnt ſind dafür gar nicht in Betracht
konimen, daß ſolche Arbeiten fortwährend unter der Ungunſt
der Witterung zu leiden haben und bei Kälte ganz eingeſtellt
werden müſſen.

Schließlich weiſt die Petition darauf hin, welche große Laſten
die Gewerkſchaften der Armenkaſſe der Stadt abgenommen
haben und noch abnehmen. Jm Laufe des vorigen Jahres ſind
von den Gewerkſchaftskaſſen in Halle 45 963,93 Mk. an Arbeits-
loſenunterſtützung, ſowie 85 490,74 Mk. an ſonſtigen Unter
ſtützungen (bet Krankheit, Sterbefällen uſw.), zuſammen alſo
154 454,67 Mk. ausgezahlt worden! Im laufenden Jahr wer-
den ſich dieſe Unterſtützungsſummen ſicherlich nicht verringern,
ſondern wahrſcheinlich noch weſentlich wachſen. Wenn die
ſtädtiſchen Kollegien ſich entſchließen würden, dem Beiſpiele
Straßburgs gemäß einen Zuſchuß von 50 Prozent der gewerk-
ſchaftlichen Arbeitsloſen- Unterſtützung zu gewähren, ſo würde
das zwar eine Vermehrung der Steuern um etwa 1 Prozent
dedeuten, aber auf der andern Seite würde der Armenetat ent
laſtet und vor allen Dingen die Not der Arbeitsloſen ge
nildert, die um der Beibehaltung ihrer Staats und Gemeinde-
bürgerrechte willen bisher davor zurückſchreckten, Armenunter-
ſtützung nachzuſuchen. Das ſind Gründe, die jeden gerecht
denkenden veranlaſſen ſollten, für die Petition einzutreten,
NMe als nächſte Forderungen aufſtellt:

1. Für möglichſt viel Arbeitsgelegenheit durch Jnangriff-
h von ſtädtiſchen Arbeiten und Notſtandsarbeiten zu
orgen;2. Vereitſtellung einer Summe zur Auszahlung von Bar
Unterſtützung an ſolche Arbeitsloſe zu allen Zeiten des

Jahres, die bei ſogenannten Notſtandsarbeiten nicht be
ſchäftigt werden können;

3. Einſetzung einer Kommiſſion von Mitgliedern des Magi-
ſtrats, der Stadtverordneten und der organiſierten Ar-
beiterſchaft, deren Aufgabe es iſt, eine dauernde Regelung
der Fürſorge für Arbeitsloſe zu treffen und eine ſtändige
Kontrolle zu ſchaffen.

Mögen dieſe Forderungen zahlreiche Fürſprecher finden;
im Jntereſſe der Arbeitsloſen iſt auch die ſchnellſte Erledigung
wünſchenswert.

Wegen der Haushaltungsbücher,
zu deren Führung eine Anzahl Genoſſen durch Vermittelung des
Arbeiterſekretariats vom ſtatiſtiſchen Amt veranlaßt worden ſind,
mußten wir geſtern und heute mehrere Anfragen entgegennehmen.
Die Arbeiter, welche ſich zu dieſen Aufzeichnungen bereit erklärten,
hegen die Befürchtung, daß bei der engen Verbindung des ſtatiſti
ſchen Amtes mit der Polizei und, wie anzunehmen, vielleicht auch
mit anderen Behörden, auch dieſes Material eine nicht voraus
beſtimmte Verwendung finden könnte. Wenngleich wir dieſe Be
fürchtung als berechtigt anerkennen müſſen, erſuchen wir die
Jnhaber der Haushaltungsbücher, dieſe bis auf
weiteres unverändertfortzuführen. Die nächſte Kartell-
ſitzung wird auch zu dieſer Frage Stellung nehmen.

Wohltäter der Menſchheit.
Mit einem offenen Briefe wandte ſich der Vorſtand des Ver-

bandes der Aerzte Deutſchlands an den Staatsminiſter von
Bethmann-Hollweg, worin gegen die von dieſem ausgeſproche-
nen Vorwürfe proteſtiert und gegen den Krankenkaſſenverband
in Köln Stimmung gemacht wird. Dem Verbande wird alle
Schuld an den in der Preſſe erörterten ſkandalöſen Vorkomm-
niſſen beigemeſſen, während die Aerzte natürlich rein und
fleckenlos daſtehen. Es heißt in dem Brief:

Der Kölner Krankenkaſſenverband hat die Köl-
ner Aerzte von jeder kaſſenärztlichen Tätigkeit ausgeſperrt,
und nicht genug damit, daß man ihnen ihre Kaſſenpatienten
entzog, nein, Kaſſenvorſtände, Generalverſammlungen, Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer ſind einmütig in dem Beſtreben,
ſie auch noch in der Privatpraxis zu ſchädigen. Wenn jetzt
in Köln Kranke oder Sterbende ihrem Elend hilflos über-
laſſen werden, dann trifft die Schuld daran nicht die Aerzte,
ſondern die Kaſſenverwaltungen, die zwar durch öffentliche
Bekanntmachung ihren Kaſſenmitgliedern mitgeteilt haben,
daß ſie Koſten, die der Jnanſpruchnahme der alten Kölner
Aerzte entſtehen würden, nicht erſetzen, die aber nicht, wie es
ihre Pflicht war und iſt, für die ausgeſchalteten Kaſſenärzte
ausreichenden und vollwertigen Erſatz beſchafft haben.“

Wir haben nun nicht die Abſicht, uns in den Streit zwiſchen
Aerzten und Krankenkaſſen in Köln einzumiſchen, ſondern füh-
ren die ganze Sache nur an, um durch ein Vorkommnis aus
unſerer eigenen Stadt zu beweiſen, daß auch ohne Aerzzteſtreik
oder Ausſperrung die Möglichkeit gegeben iſt, Kranke und
Elende hilflos ihrem Schickſal überlaſſen zu ſehen. Und daß
die Herren Aerzte, von denen wir einen Teil durchaus hoch-
ſchätzen, wohl Urſache hätten, in ihren eigenen Reihen etwas
von der Entrüſtung anzubringen, die von ihnen über den
Krankenkaſſenverband ausgegoſſen worden iſt.

Am 3. Februar, abends 7 Uhr, bekam das 2 jährige Söhn-
chen eines hieſigen Arbeiters heftiges Fieber, das ſich um 9 Uhr
zu wiederholten Krampfanfällen ſteigerte. Gegen 410 Uhr eilte
die geängſtigte Mutter zu Herrn Dr. Flemming, Robert Franz-
ſtraße, der aber einen Beſuch am ſelben Abend ablehnte; er
könne bei Krämpfen nichts tun, man ſolle das Kind nur warm
baden und kalt beſpritzen. Mit dieſem Beſcheid entfernte ſich
die Frau. Als es nach 10 Uhr ſchlimmer wurde mit dem Kinde,
begab ſich die Mutter zu Herrn Dr. Lehmann, Marktplatz, der
denn auch kam. Bevor der Herr das Kind unterſuchte, war
ſeine erſte Frage die, in welcher Kaſſe der Arbeiter ſei und wo
er arbeite. Dann äußerte der Arzt, daß man eher hätte ſchicken
müſſen, denn nächtliche Beſuche koſteten zuviel. Nach geſchehener
Unterſuchung verſchrieb er zwei Pulver und beorderte die Mut-
ter 9 Uhr morgens nach ſeiner Wohnung. Da die Leiden des
Kindes ſich fortgeſetzt mehrten, bat die Frau ſchon um 7 Uhr
morgens den Arzt, zu kommen. Der Herr traf jedoch erſt um
11 Uhr ein, als das Kind ſchon in den letzten Zügen lag. Er
ſah wohl ſofort, wie es ſtand, ſchrieb aber noch ein Rezept und
erſuchte zu 4 Uhr nachmittags um Beſcheid. Um 101 Uhr war
das Kind tot.

Wir wollen nicht die Frage aufwerfen, ob man mit dem
Kinde eines reichen Mannes in gleicher Weiſe verfahren wäre.
Das mögen unſere Leſer jeder mit ſich ausmachen.

Charakteriſtiſch iſt auch die Art und Weiſe, wie der Toten-
ſchein des Kindes ausgeſtellt wurde. Als die trauernde Mutter
deswegen zu Herrn Dr. Flemming kam, ſchrieb dieſer ihn ſofort
in ſeiner Wohnung, ohne ſich von des Kindes Tod zu über-
zeugen. Am 6. Februar bat der Arbeiter den Arzt, wegen der
Todesurſache das Kind zu unterſuchen. Der Herr erklärte
darauf trocken, daß das nicht nötig ſei, auf Wunſch aber würde
er kommen, doch das koſte extra drei Mark.

Es war ja auch nur ein Proletarierkind. Ob derartige Fälle
geeignet ſind, die Sympathien der Arbeiterſchaft dem Aerzte-
ſtande in ſeinem Kampfe gegen die Krankenkaſſen zu gewinnen,
möchten wir recht ſehr bezweifeln.

Aus dem Lügenkalender für Volksſchulkinder.
Der Oberbürgermeiſter Dr. Rive hat bekanntlich in der Ab

gabe des ſogenannten „ſozialen Volkskalenders“, der die
ſchlimmſten Lügen und Gemeinheiten über die ſozialdemokra-
tiſche Partei und ihre Mitglieder enthält, an Volksſchulkinder
nichts Böſes finden können. Um unſern Leſern einen weiteren
Beweis wenn es deſſen noch bedurfte von dem Geiſt der
Jämmerlichkeit, in dem das ganze Unternehmen geleitet wird,
zu geben, drucken wir eine Notiz aus dem „Arbeiter-Radfahrer“
ab, die ſich mit dem Kalender für 1909 beſchäftigt.

„Jm Köpeniker Forſt, ſo erzählt der Kalender, ſei am 10. Mai
1908 ein junger Bahnbeamter von einem Radfahrer „in un
glaublich feiger und roher Weiſe erſchoſſen“ worden. Die
beiden Zeugen des Vorfalles hätten der Polizei angegeben, daß
der Radler das Abzeichen des ſozialdemokratiſchen Arbeiter-
Radfahrerbundes getragen und ſeine Stulle in einer Nummer
des „Vorwärts“ aufbewahrt habe. Der Vorſitzende des Rad-
fahrerbundes habe der Polizei ſeine Unterſtützung zugeſagt.
Der „Vorwärts“ habe jedoch alle dieſe für die Entdeckung des
Mörders wichtigen Tatſachen unterſchlagen.
An dieſer frommen Schauergeſchichte iſt ſo ziemlich alles ge

fälſcht. Den frommen Verfaſſern des Volkskalenders iſt ſelbſt
verſtändlich bekannt, daß der Radfahrer freigeſprochen worden
iſt. Auch das gegen den „Vorwärts“ Geſagte ſind wider
beſſeres Wiſſen erhobene Beſchuldigungen, denn er hat in
Nr. 111 vom 13. Mai 1908 die Mitteilung über das Abzeichen
und das Stullenpapier gebracht. Als Hauptſache iſt aber her
vorzuheben, daß von einem Morde bei der ganzen traurigen
Angelegenheit überhaupt nicht die Rede ſein kann. Der hier

als Mörder verleumdete Radfahrer Eugen Deska hat ſich im

Gefühl ſeiner Schuldloſigkeit am 12. Mai 1908 freiwillig der
Polizei geſtellt und iſt am 9. September 1908 in der vor der
zweiten Ferienſtrafkammer des Landgerichts II Berlin ge-
führten Verhandlung freigeſprochen worden, weil ſich in der
Verhandlung beſtätigte, daß der Angeklagte mit ſeiner Frau
von dem Erſchoſſenen, einem Bahnarbeiter, und deſſen Be-
gleitern im rohen Uebermut angefallen worden waren. Jn der
Notwehr gegen dieſen Roheitsakt geſchah es dann, daß ein
Schuß aus dem Revolver des Angeklagten losging und unglück-
licherweiſe den Bahnarbeiter traf.

Außer dem „Vorwärts“ und dem „Arbeiter-Radfahrer“ haben
ſämtliche Berliner und viele andere Zeitungen, auch das
Halleſche „Volksblatt“, ausführlich über dieſe Gerichtsverhand-
lung berichtet. Die frommen Kalendermacher ſind genau unter-
richtet, ſie ignorieren aber die in der Gerichtsverhandlung feſt-
geſtellten Tatſchen, weil ſie, blieben ſie bei der Wahrheit, die
ſozialdemokratiſche Mordgeſchichte nicht erzählen könnten. Die
Wahrheit wird in ihr Gegenteil verkehrt und dies kennzeichnet
die Gewiſſenloſigkeit und Verlogenheit jener frommen Geſell-
ſchaft, die ſich dem Wahne hingibt, mit ſchmutzigen Mitteln
den Siegeslauf der Arbeiterbewegung aufhalten zu können.“

Daß die Verfaſſer und Verbreiter des Kalenders ſich eines
ſehr ſchmutzigen Mittels zur Bekämpfung der Arbeiterbewegung
bedienen, wird nach dieſem ſicherlich auch Herr Dr. Rive zuge-
ſtehen. Mit dem Abdruck dieſer Notiz wollten wir denn auch
nur verhüten, daß ihm mit dem Kalender 1909 dasſelbe paſſiert,
wie mit dem Kalender 1908.

Gewerbegerichtsbeiſitzer. Jn der
Geweroegerichtsveiſihher referierte Genoſſe Enke über das
„Recht des Arbeitszeug niſſes Redner verſtand
es, an der Hand der geſetzlichen Beſtimmungen und bereits
gefällter Entſcheidungen den Anweſenden dieſe Maleite in ge-meinverſtändlicher Weiſe zu unterbreiten. Aus denſelben ging

u. a. hervor, daß das Arbeitszeugnis auf Verlangen in jedem
Falle, ſelbſt bei Kon.ralibruch, auszuſtellen iſt. Eine dahin-
gehende Entſcheidung hat bereits das Gewerbegericht Halle
a. S. vor meyreren Jahren gefällt. Das Zeugnis iſt aufVerlangen auch auf Führung und Leiſtungen her Arbeiter
auszudehnen.
verſehen werden Das Zeugnis iſt vom Arbeiter ſelbſt zu for
dern, iſt er minderjährig, dann kann es deſſen geſetzlicher Ver-
treier vom Arbeitgeber verlangen. Gegen ein nicht zuſagen-
des reſp. den geſetzlichen Beſtimmungen zuwiderlaufendes Zeug-nis empfiehlt es ſich ſofort zu proteſieren, An den Vortrag

ſchloß ſich eine kurze Diskuſſion. Nachdem fand die Berccht
erſtakrtung über die letzten Sitzungen ſtatt. Die Diskuſſion
hierüber zeitigte eine lebhafte Debatte über die Vorenthaltung
der Jnvalidenkarte durch den Arbeitgeber. Von beſonderem
Intereſſe war hierbei, daß das hieſige Gewerbegericht kürzlich
auch eine Leipziger Firma zur Schadenerſatz,ah. ung verurteilt
hatte, weil dem Arbeiter die Karte längere Zeit vorenthalten
worden war. Dieſe Firma drang mit ihrem Einwand, daß
in Leipzig die Karten von der Krankenkaſſe zu verlangen
ſeien, nicht durch Auch hier müſſe der Unternehmer dafür
ſorgen, daß dem Arbeiter ſofort bei der Entlaſſung die Karte
zugeſtellt würde. Die Sitzung war von 19 Beiſitzern beſucht;
en'ſchuldigt fehlten zwei, unentſchuldigt vier. Von der Jnnung
und vom Kaufmannsgericht waren je ein Beiſitzer mit an
weſend. Für die nächſte Sitzung iſt wiederum ein Vortrag
vorgeſehen.

Freidenker-Verein. Unſeren Mitgliedern und Freunden zur
gefl. Beachtung, daß die angeſetzte öffentliche Verſammlung am
10. März nicht als ſolche, ſondern als Mitgliederverſammlung
ſtattfindet. Der Familienabend, welcher zum 27. Februar an
geſagt war, fällt ebenfalls aus.

Geſundheitsſchädliche Milch. Jn der Kuhmilch ſind von
anerkannten Forſchern wiederholt lebensfähige Tuberkelbazillen
nachgewieſen worden. Solche Milch kann der menſchlichen Ge
ſundheit ſchädlich werden und insbeſondere bei Kindern Darm-
ſchwindſucht hervorrufen. Dieſe Gefahren können jedoch nach zahl-
reichen Kochverſuchen leicht und vollkommen dadurch beſeitigt
werden, daß Milch und Sahne vor dem Genuſſe fünf Minuten
lang, am zweckmäßigſten in einem irdenen, innen gut glaſierten
bedeckten Kochtopfe im Sieden (Aufwallen) erhalten werden. ZurVerhütung des Anbrennens und Ueberkochens muß die Milch
(Sahne) vom Beginne des Aufwallens bis zum Entfernen vom
Feuer hin und wieder gerührt werden.

Schrebergärten. Von den am Galgenberge eingerichteten,
früher Leuſcherſchen Schrebergärten ſind einige Gärten pachtfrei
geworden und ſollen anderweit verpachtet werden. Die Be
ichtigung der Gärten kann jederzeit unter Vermittelung des Bahn
meiſters a. D. Julius Schmidt, hier, Leopoldſtraße 4, erfolgen.
Nähere Auskunft wird im Magiſtratsbureau V Marktplatz 20,
Zimmer 4 erteilt.

Aus dem Bureau des Stadttheaters. Für Dienstag abend iſtdie letzte Aufführung von Lortzings romantiſcher Janberrper

„Undine“ mit Frl. Mothes in der Titelpartie angeſetzt.
Mittwoch abend findet eine einmalige Vorſtellug von Leſſings
„Minna von Barnhelm“ (Schülerkarten a 1,10 Mk. an der
Tages und Abendkaſſe) ſtatt, in welcher als Gaſt Frl. Theſy
Pricken vom Stadttheater in Elberfeld die Franziska ſpielt. Die
Premiere der Oper „Madame Butterfly“ Die kleine V
Schmetterling) iſt für r angeſetzt. Das neueſte Werk
des Komponiſten der Tos ca und Bohéème ſpielt in Japan. Die
geſamte Dekoration und ſzeniſche Ausſtattung iſt neu gemalt
worden. Gegen die früheren Opern des italieniſchen Meiſters
bedeutet die „Butterfly“ inſofern einen Schritt in der Entwicklung
nach vorwärts als größte Einheit des Stils der neueſten Schöpfung
Puccinis nachgerühmt werden darf. Die Hauptpartie ſingt Frau
v. Voer. Der neu inſzenierte „Lohengrin von Wagner
wird am Freitag wiederholt. Sonnabend „Die Dollar-
prinzeſſin“. Voranzeige: Sonntag abend 7/2 Uhr letztes
Gaſtſpiel des Kammerſängers Francesco d'Andrade „Don
Juan“ (bei vollſtändig aufgehobenem Abonnement).

„Eine Spritztour e Berlin“ hat der Kegelklub „Rheingold“
alias Poſſen Enſemble Job-Claſſen auf der Bühne des
Apollo- Theaters unternommen, die, ſchon im Anfang nichts
Gutes verſprechend, ein recht klägliches Ende nimmt. Und das in
doppeltem Sinne des Wortes! Genießbar iſt überhaupt nur der
1. Akt. Die überwältigende Komik, mit der hier Dir. Claſſen

trefflich ſekundiert von We Weißweiler als Präſident des
Kegelklubs den Anton Wurſt (Tünnes) ſpielt, treibt einem vor
Lachen die Tränen in die Augen. Dann aber möchte man weinen,
wenn man die Banalitäten und gequälten platten Witze der beiden
übrigen Akte noch über ſich ergehen laſſen muß.

Gehet nicht mehr auf's Eis! Am Sonnabend ſpielten
Knaben auf dem Eiſe, welches ſich auf der Saale bei der Kröll
witzer Brücke gebildet hat. Einer der Knaben brach an einer
etwas dünnen Stelle p e ein und wäre jedenfalls verſunken,
wenn nicht der Arbeiter Stroiſch, Schulberg 12, ſchleunigſt hinzu
geſprungen wäre und den Jungen herausgezogen hätte.

Uebermütige Jungens. Geſtern nachmittag vergnügtenſich mehrere Knaben am Mühlgraben in der Raäde der Stein-

mühle damit, daß ſie auf einem in der Saale liegenden Baum-
ſtamm umherſprangen. Nicht lange, und ein zwölfjähriger
Junge plumſte in das naſſe Element. Glücklicherweiſe konnte
er gerettet werden. Als man ihm den Rat gab, er möge nun
aber ſchleunigſt nach Hauſe gehen, meinte er vergnügt: „Das
trocknet ja bald wieder.“

Es wär' ſo ſchön geweſen. Eine junge Maid aus Trotha
fühlte das dringende Bedürfnis, mit ihrem Schatz einige Tage un-
eſtört zu verbringen. Beide gondelten daher vor kurzem nach
aſſel und logierten ſich ſtark verehelicht in einem Hotel ein Da

letzten Sitzung der

das Mädchen den Eltern vertrauensvoll vom neuen Aufenthaltsort

Weiter dürfen Zeugniſſe nicht mit Merkmalen
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Kenntnis gegeben, eilte ihm der Vater wutentbrannt nach und be
reitete dem harmloſen Ausflug ein vorzeitiges Ende.

Sei grnren ſtatteten in voriger Woche einer Gaſtwirtſchaft in
der Büſchdorferſtraße einen Beſuch ab. Sie ſtiegen von einem
Neubau mittels Leiter über, öffneten Hoftür und Gaſtſtubentür
mit Nachſchlüſſeln und erbrachen drinnen mehrere Behälter mit
einer Zange. Den Dieben fielen 20 Jnvalidenkarten, 1 Rabatt
markenbuch, 1 Schinken, 1 Wurſt und 1 ſilberne Remontoiruhr,
in deren Deckel die Buchſtaben R. K. eingraviert ſind, in die
Hände. Aus Aerger darüber, daß ſie Bargeld nicht fanden, haben
die Burſchen die Bierhähne aufgedreht und Liköre uſw. aus den
Flaſchen auf den Fußboden gegoſſen.

Diebſtahl. Jm Hauſe Schwetſchkeſtraße 13, und zwar in der
zweiten Etage des Hinterhauſes, wurde am Freitag abend eine
Kinderbadewanne geſtohlen. Der Verdacht lenkt ſich auf eine be
ſtimmte Perſon. Es wird geklagt, daß in dem Hauſe öfter Kleinig
keiten geſtohlen werden.

Ueberfahren wurde geſtern abend in der Lindenſtraße von
der Elektriſchen ein großer Studentenhund. Das tote Tier lag
längere Zeit auf der Straße.

Dölau, 22. Februar. Die Mitglieder des Sozialdemokratiſchen
Vereins, Diſtrikt Dölau, werden erſucht, ſich zu einer außer
ordentlichen Beſprechung am Dienstag, den 23. Februar, abends
8/2 Uhr, im Arbeiterheim zu Dölau einzufinden. Es wird in
dieſer Beſprechung auch der Bericht über die am Sonntag in
Halle ſtattgefundene Gemeindevertreter- Konferenz erſtattet. Die
Mitglieder werden, da noch mehrere wichtige Angelegenheiten zu
erledigen ſind, erſucht, ſich recht zahleich einzufinden.

Die Diſtriktsleitung.
Diemitz, 22. Februar. Die Zeitungskommiſſion für Diemitzbeſteht aus den Genoſſen Herm. Rietſchel, Breiteſtr. 24, Hermann

Becker, Wilhelm Berndiſtraße 1, Auguſt Sauerwein, Berliner-
ſtraße 9. Alle Beſchwerden über Zuſtellung des Blattes ſowie
über ſonſtige Vorkommniſſe ſind einem der oben genannten Ge-
noſſen zu übermitteln.

Nietleben, 19. Febr. Arbeitsloſenzählung. Am letzten
Sonntag unternahmen unſere Genoſſen hierſelbſt eine Arbeitsloſen-
zählung, bei der 85 gänzlich arbeitsloſe Perſonen und 9, die mit
verkürzter Arbeitszeit tätig waren, feſtgeſtellt wurden. Von den
völlig Beſchäftigungsloſen waren 60 verheiratet, die 116 Kinder
unter 14 Jahren beſaßen, und 25 Unverheiratete. Alle zuſammen
hatten ſeit dem 1. Oktober 1908 einen Verluſt von 2729 Arbeits-
tagen. Die 9 in verkürzter Arbeitszeit Stehenden wieſen einen
Verluſt von 65 Arbeitstagen auf. Das ergibt für die hieſigen
Arbeiter einen Geſamtverluſt von 2794 Tagen. Folgende Berufe
waren an der Arbeitsloſenzahl beteiligt: Maurer mit 28 Perſonen
und 1083 Tagen; Fabrikarbeiter mit 31 Perſonen und 765 Tagen
Holzarbeiter mit 9 Perſonen und 183 Tagen Metallarbeiter mit
11 Perſonen und 168 Tagen verſchied. Berufe mit 6 Perſonen und
530 Tagen. Berechnen wir die Lohnſumme für die geſamten Ar-
beitsloſen nach den in den betreffenden Berufen gezahlten Durch
ſchnittslöhnen, ſo ergibt ſich für alle zuſammen genommen ein
Lohnausfall von rund 11480 Mk. Alſo 94 Arbeiter, 60 Frauen
und 116 Kinder, insgeſamt 270 Perſonen in unſerm kleinen Orte
mußten ſich infolge Arbeitsmangel 11480 Mt. vom Leibe abhungern!
Und das nennt man denn göttliche Weltordnung!

Dieskau, 20. Februar. Seit ungefähr einem Jahre beſteht hier
ein „Vaterländiſcher Volksverein“, der mit aller Macht beſtrebt
iſt, möglichſt viele Arbeiter in ſeinen Kreis zu ziehen. Die Be-
weggründe dafür dürften jedem einſichtigen Arbeiter klar ſein.
Leider laſſen ſich noch viele unſerer Klaſſengenoſſen, vor allem
Bergarbeiter, herbei, in dieſem offenkundigen Klimbimverein mit-
zumachen. Der Verein hält ſeine Vergnügungen im geſperrten
Lokale von Hauk ab, aber trotzdem gehören ihm ſogar gewerk-
ſchaftlich organiſierte Arbeiter an. Das ſollte ein Ende haben.
Kein denkender Arbeiter ſtellt ſich ſeinen eigenen Klaſſengenoſſen
durch Zugehörigkeit zu ſolchem armſeligen Vergnügungsverein in
den Weg!

Aus den Hachbarkreiſen.
Schkeuditz, 21. Februar. (E. B.) Arbeitsloſenzählung.

Die Arbeitsloſenzählung am 14. Februar ergab folgendes Reſultat
Jn Schkeuditz waren vorhanden 131 gänzlich Arbeitsloſe mit
216 Kindern; verkürzte Arbeitszeit hatten 87 mit 130 Kindern,
krank waren 17 Arbeiter. Bis zu vier Wochen waren arbeitslos
46, bis acht 37, zu zwölf 33 und über zwölf 15 Arbeiter. Unter
den Arbeitsloſen befanden ſich 49 ungelernte Arbeiter, 11 Holz-
arbeiter, 55 Maurer, 8 Metallarbeiter, 4 Maler, 2 Kürſchner
und je 1 Bäcker und Schriftſetzer.

Jn Wehlitz waren gänzlich arbeitslos 47, teilweiſe 11 und
krank 8 Arbeiter. Die Hauptzahl ſtellen Maurer und Steinſetzer
mit 38, ihnen folgen 5 Arbeiter und 4 Holzarbeiter.

Modelwitz hatte 61 Arbeitsloſe, verkürzte Arbeitszeit hatten 3,
krank waren 12 Arbeiter. Arbeitslos waren 28 Maurer, 27 Ar-
beiter, 5 Holzarbeiter und ein Metallarbeiter.

Jn Cursdorf wurden 11 Arbeitsloſe ermittelt, und zwar
6 Arbeiter und 5 Maurer.

Jnsgeſamt wurden alſo 250 Arbeitsloſe in den vier Orten er
mittelt, während 101 mit verkürzter Arbeitszeit arbeiteten und
38 durch Krankheit arbeitslos waren.

Holzweißig, 20. Februar. (E. B.). Wegen Bohkotts mit
unerlaubten Mitteln waren die Arbeiter Hinze, Schein-
hardt und Trappiel von Holzweißig vom Bitterfelder Schöffen-
gericht zu je 14 Tagen Haft verurteilt worden. Die drei Be
ſchuldigten ſollen ſich nach den Angaben von Zeugen am Abend
des 13. September vor das boykottierte Schumannſche Lokal hin-
geſtellt und nach Perſonen, die da wollten bezw. hinein
gingen, mit Steinen geworfen haben. Die Angeklagten beſtritten
mit aller Entſchiedenheit, mit Steinen geworfen zu haben. Richtig
iſt, daß an jenem Abend Steinwürfe vorkamen; ſie wären aber
die Täter nicht geweſen. Der Verteidiger der Angeklagten nannte
mehrere Perſonen als Zeugen die als Steinwerfer in Betracht
kommen ſollten und beantragte eine weitere Beweisaufnahme. Das
Gericht ging aber auf die weitere Beweisaufnahme nicht ein, da
es als möglich zugab, daß am betreffenden Abend auch andere
geworfen haben. Damit würden aber die gegen die Angeklagten
erhobenen Beſchuldigungen nicht aus der Welt geſchafft. Die
Strafkammer hob aber das erſte Urteil auf, ermäßigte die Strafen
gegen Hinze und Trappiel auf je 15 Mk. Geldſtrafe und gegenEdheinher t auf ſechs Tage Haft.

Magdeburg, 21. Februar. an geiſteskrank oder
was? Das Kriegsgericht ſprach den Leutnant Fromme, der
unter der Anklage der Beleidigung und vorſchriftswidrigen Be-
handlung von Untergebenen im Sinne des S 175 ſtand, frei.
Fromme war ſeinerzeit zur Beobachtung ſeines Geiſteszuſtandes
im Lazarett interniert. Sowohl die Verhandlung wie die Be-
gründung des Urteils erfolgten in nichtöffentlicher Sitzung.
Warum iſt nun der Leutnannt freigeſprochen War die Anklage
gegen ihn unbegründet, dann brauchte man wohl kaum mit der
Urteilsbegründung hinter verſchloſſene Türen zu flüchten, es hätte
mehr zur Wiederherſtellung der Ehre des Leutnants beigetragen,
wenn öffentlich verhandelt worden wäre.

Allerlei.
Arbeitsloſendemonſtrationen

Jena, 21. Februar. Jm Anſchluß an eine Verſammlung
zogen geſtern über hundert Arbeitsloſe vor das Rathaus. Nach-
dem eine Deputation vom Oberbürgermeiſter Singer empfangen
worden war, zerſtreuten ſich die Demonſtranten.

163 Tote.
London, 21. Februar. Die Zahl der Bergleute, die bei der

Kataſtrophe auf dem WeſtStanleySchachte umgekommen ſind,

ſoll nach den neueſten Feſtſtellungen 163 betragen. Von den
Leichen ſind bis jetzt 128 geborgen. Urſprünglich hatte die Ver
waltung die Zahl der Vermißten nur auf 105 angegeben.

Schiffskataſtrophe.
Buenos-Ayres, 21. Februar. Der Dampfer „Preſidente

Rocca“ iſt an der argentiniſchen Küſte geſunken, nachdem eine
Feuersbrunſt an Bord ausgebrochen war. Gerüchtweiſe ver
autet, daß alle Paſſagiere, zirka 200 Perſonen, ſowie die ge

ſamte Schiffsmannſchaft umgekommen ſeien

Jn den Grund gebohrt.
Brüſſel, 21. Februar. Der belgiſche Dampfer „Egypte“

wurde im Hafen von Patras von dem griechiſchen Dampfer
„Emberica“ in den Grund gebohrt. Die wertvolle Ladung und
das Schiff ſind verloren.

Verſchüttet.
Köln, 21. Februar. Als geſtern nachmittag Arbeiter bei

den Aufräumungsarbeiten bei Gelſenkirchen den Damm des
neuen Emſcherbettes mit einem Rollwagen befuhren, brach der
Voden des unterſpülten Dammes ein und begrub die Arbeiter.
Drei wurden auf der Stelle getötet, mehrere ſchwer verletzt.

Frauenrache.
Berlin, 21. Februar. Auf ſonderbare Weiſe ſuchte geſtern

in Niederſchönhauſen die Frau Kohmann an ihrem Geliebten, der ſie
nicht heiraten wollte, Rache zu nehmen. Sie übergoß ſeine
Wohnung mit Petroleum und brachte außerdem eine Kiſte mit
Pulver zur Exploſion. Jnfolge der Exploſion wurden Fenſter
und Türen heranusgeriſſen, doch ſind Perſonen nicht verletzt. Die
Frau wurde verhaftet.

Die Bombe.
Krakan, 21. Februar. Geſtern abend fand in der Schuſter

gaſſe in einem Hauſe abermals die Exploſion einer von unbekannter
Hand hingelegten Bombe ſtatt. Beſonderer Schaden wurde nicht
angerichtet.

Noch nicht alles!
Mainz, 21. Februar. Wie der „Mainzer Anzeiger“ mitteilt, iſt

man bei der hieſigen ſtädtiſchen Sparkaſſe, außer den ſchon
bekannten Fällen von Unterſchlagungen (8600 Mk.) durch den ver-
hafteten Buchhalter Scheuer, noch weiteren bedeutenden Be-
trügereien auf die Spur gekommen. Die neu entdeckten Unter-
ſchlagungen haben bis jetzt bereits eine Höhe von 15000 Mark
erreicht und die noch nicht abgeſchloſſene Unterſuchung dürfte
noch zu unliebſamen Entdeckungen führen.

Hochwaſſerſchäden.
Bochum, 19. Februar. Jn der Enmſcher Niederung, bei

Gelſenkirchen, Bismarck und Horſt ſteht noch jetzt, alſo 14
Tage nach der Ueberſchwemmung, das Waſſer meterhoch bis
in die genannten Ortſchaften hinein Das Waſſer hat keinen
Abfluß. Zahlreiche Haufer, namenilich in der 26 000 Ein-
wohner zähtenden Gemeinde Horſt, ſtehen noch hoch uniler
Waſſer. Der Schaden iſt ein ungeheurer. Die in die oberen
Stockwerke geflüchteten Einwohner befinden ſich in einer argen
Notlage. Das Verlaſſen der Häuſer iſt vielfach immer noch
mit Lebensgefahr verbunden, weil es an Stegen und Not-
brücken fehlt, das Eis aber nicht mehr ſicher trägt. Erſt die-
ſer Tage iſt noch eine Frau eingebrochen und ertrunten.
Die Behörden verſagen gegenüber dieſen furchtbaren Zuſtän
den faſt vollſtändig. Wohl hat die Gemeindevertretung von
Horſt 10 000 Mk. bewilligt, wohl iſt ein Hilfskomitee gebil-
det, aber es fehl an jeder entſchiedenen Jnitiative, um die
äußerſten Gefahren zu beheben. Der Kreistag beharrt noch in
Untätigkeit. Die Hausbeſitzer hoffen, die in Betracht kom-
menden Zechen und die Emſcher Genoſſenſchaft regreßpflichtig
machen zu können. Das in Rede ſtebende Gelände iſt nämlich
in den letzten 15 Jahren infolge des Grubenbetriebes um
2 Meter geſunken. Der Emſcher Genoſſenſchaft wird nachge-
ſagt, daß ſie verſäumt habe, die in Frage kommende Strecke
des Ufers abzudämmen.

Am ſchwerſten ſind natürlich die Arbeiter getroffen.
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Theaterſklaven.
Spiele Du auf Deinen Brettern,
Was Du immer willſt, o Mime,
Aber hüte Dich, zu klettern
Auf die wirkliche Tribüne!
Nach dem Höchſten darfſt Du ſtreben,
Ueber, unter, auf der Erden,
Aber wag' es nie, im Leben,
Was Du ſcheineſt, auch zu werden!
Gerne magſt Du Dich als freier
Mann betät'gen auf der Bühne,
Doch im Leben ſei ein treuer
Sklave nur und diene, diene!

Diene unverdroſſen weiter,
Denn ſonſt grollt der eingeboren
Königliche Zirkusleiter
Hülſen ſamt den Direktoren

Glaubſt Du etiwa, daß ein Mann,
Der die Kunſt verhohenzollert,
Freie Meinung dulden kann?
Hör' und zitt're, wie er kollert!
Sei ein Gott, ſei Kaiſer, König,
Was man ſich nur denken kann,
Alles dieſes ſchadet wenig
Aber ſei nur ja kein Mann!

Franz im „Vorwärts“.

on ]-qqs,eeoBirieſkaſten der Redaktion.
Franz B., Halle. 1. Nicht ohne weiteres. Nur wenn Sie

auch für Jhre Kinder den Austritt aus der Landeskirche erklärt
haben. 2. Früher kam es darauf an, die Wünſchelrute, die ent
weder aus einem gabeligen Aſt des Haſelſtrauches oder des Kreuz
dornes, oder auch aus Metalldraht beſtand, unter Herſagung der
nötigen Formeln richtig in der Hand zu halten, worauf ſie die
geſuchten Dinge durch Bewegung erkennen ließ oder auch nicht.
Heute ſchreibt man ihr gewiſſe magnetiſche Kräfte zu, die ſie natür-
lich nicht hat.

G. S., Hohenthurm. Pferde, Wagen c. gehören nicht zu den
unpfändbaren Gegenſtänden.

O. D., Weißenfels. Formell iſt der Wachtmeiſter im Recht.
Sie dürfen das Rad nicht den Fußweg entlang ſchieben. Bei
Jhnen dürfte das Gericht allerdings der Einfahrtverhältniſſe halber
eine Ausnahme machen. Anders iſt es aber mit der Karte. Dieſe
haben Sie ſtets, wenn Sie das Rad benutzen (auch wenn Sie es
ſchieben), bei ſich zu führen.

Streitköpfe, Memleben. 1. 1875. 2. Nein. 3a. Zuerſt in
Naſſau 1860, zuletzt in Bayern 1868, mit Errichtung des Reiches
allgemein. 3b. 1867 im Norddeutſchen Bund, 1871 im Reich.
4. 1. Oktober 1890. 5. Unſeres Wiſſens Oberſt. Ein andermal
fragen Sie nicht ſoviel auf einmal. Wir haben nicht immer
Zeit dazu.

A. J., Halle. Ja, Sie brauchen jährlich nur 20 Marken der
niedrigſten Beitragsklaſſe kleben.

M., Schillerſtraßze. Wenden Sie ſich perſönlich an das Ar
beiterſekretariat. Das wird Jhnen behilflich ſein.

F. H. 100. Steuerfrei ſind Sie überhaupt nicht. Die Zeit
muß Jhnen bezahlt werden, wenn nicht ſchriftlich andere Ab
machungen getroffen ſind (Arbeitsordnung, Tarif uſw.

100, Streckau. 1. Verſuchen Sie es mit dem Antrag auf Jn
validenrente (durch das Arbeiterſekretariat), Altersrente gibt es
erſt nach vollendetem 70. Lebensjahre. 2. Auch hierbei kann Jhnen
das Sekretariat Unterſtützung leihen. Der junge Mann wird
rzedenfalls untergebracht. Wenden Sie ſich ſchriftlich an das
Sekretariat.

W. K. O. Die Frau 30 Prozent des ortsüblichen Tagelohnes,pro Kind 10 Prozent mehr bis höchſtens 60 Prozent. Per An

trag muß beim n r geſtellt werden. 4K., Faſratze. Den Zeitpunkt der Veröffentlichung 17
Sie uns überlaſſen. Eine Ablehnung hätten wir Jhnen natürlich
ſofort mitgeteilt. Sie finden heute, was Sie wünſchten.

A. H. 100. 1. Jhr Verhalten bei dem Anwalt in K. kann von
dieſem als ſtillſchweigendes Einverſtändnis mit ſeiner Vertretung
ausgelegt werden. Es iſt daher ratſam, ſich vor weiteren Schritten
mit ihm zu verſtändigen. 2. Ja, aber Sie werden jedenfalls nicht
vereidigt.

Karl L., Wittenberg. Auf das, was der Agent geſagt hat,
kommt es nicht an, ſondern auf das, was Sie unterſchrieben haben.
Seplen werden Sie müſſen.

B. W. Da werden Sie nichts machen können.
wZ2 r J

Letzte Nachrichten und Depeſchen.
Krieg in Sicht??

Paris, 22. Februar. Wie aus Petersburg gedrahtet wird,
ſteht Rußland im Begriff, Oeſterreich den Krieg zu er-
klären. Jn Berlin ſoll man eifrig bemüht ſein, zwiſchen
Wien und Petersburg zu vermitteln.

Eine Wahlrechtsdemonſtration.
Altenburg, 22. Februar. Eine Proteſtverſammlung gegen

das Landtagswahlrecht war von 1500 Perſonen beſucht. Ein
Demonſtrationszug, 3000 Perſonen, ſchloß ſich an. Die Polizei
verhielt ſich paſſiv.

Ein Proteſt der Jugendlichen.
Berlin, 22. Februar. Die Jugendorganiſation proteſtierte

geſtern in einer von 3000 Perſonen beſuchten Verſammlung
gegen den Beſchluß der Handwerkskammer, der den Lehrlingen
die Zugehörigkeit zur Jugendorganiſation unterſagen will. Die
Polizei erwartete Demonſtration und war deshalb „kriegs-
bereit“, Schuppenketten runter, ausgerückt.

Ruſſiſche Juſtiz.
Warſchau, 22. Februar. Das Kriegsgericht verurteilte

fünf Offiziere wegen Zugehörigkeit zum Allruſſiſchen Offiziers-
bunde zu ſechs bis acht Jahren Zwangsarbeit. Außerdem wur-
den 19 Soldaten und zwei Gymnaſiaſten wegen Teilnahme an
der revolutionären Militärorganiſation teils zu Zwangsarbeit,
teils zu anderen Strafen verurteilt.

Erdbeben in Spanien.
Madrid, 22. Februar. Die Bewohner der ſpaniſchen

Provinz Alicante wurden geſtern früh durch ein Erdbeben auf-
geſchreckt. Jn mehreren Orten der Provinz wurden drei Erd-
ſtöße verſpürt, von denen beſonders der zweite ſehr ſtark war.
Alle Welt ſtürzte aus den Wohnungen und Kirchen auf die
Straße, wobei einige Frauen und Kinder verwundet wurden.

Vom Meſſerſtecher.
Berlin, 22. Februar. Der Meſſerſtecher hat geſtern die

Arbeit wieder aufgenommen. Jn der Peſtalozziſtraße zu Char-
lottenburg wurde ein 15jähriges Mädchen von einem Mann
angegriffen, der ihr das Jackett, das Kleid und den Gürtel
durchſtach, ſie aber ſonſt nicht verletzte. Der Täter, ein etwa
20 Jahre alter Burſche, entkam.

Jn den Flammen umgekommen.
Mühlhauſen (Thüringen), 22. Februar. Bei einem

Brande, der in der vergangenen Nacht die Dorſſchenke von
Effelder auf dem Eichsfelde einäſcherte, wurden durch Ein-
ſtürzen der Decke des Torweges fünf Menſchen getötet, darunter
drei Familienväter.

Straßenbahnunglück.
Neapel, 22. Februar. Ein von der Rennbahn in Caſſano

zurückkehrender Trambahnwagen, der mit Fahrgäſten über-
füllt war, ſauſte in Capodichino mit ungeheurer Schnelligkeit
die ſteile Straße hinab. Als die Bremſen verſagten, überſchlug
ſich der Wagen. Durch den Sturz wurden drei Perſonen ge-
tötet und 40 verletzt.

Gewaltige Schneeſtürme in Rußland.
Kiew, 22. Februar. Auf den Südweſtbahnen iſt der Güter-

verkehr infolge Schneeſturmes auf einer Strecke von 3000
Werſt ganz eingeſtellt. 20 000 Arbeiter ſind beſchäftigt,
die Linie vom Schnee zu ſäubern. Jm Laufe von zwei Tagen
ſind 30 Züge ſtecken geblieben. Der Schnee erreicht die Dächer
der Wagen. Einige Züge ſind entgleiſt. Die Billettausgabe
nach Orten im Süden iſt hier eingeſtellt.

Verſammlungs Anzeiger.
Jm Jnſeratenteil der vorgeſtrigen Nummer wurden folgende Ver

ſammlungen veröffentlicht
Ammendorf, Beeſen, Radewell, Lochau: Maurer,

Dienstag, 23. Febr.
Merſeburg: Ortskrankenkaſſe des Maurergewerks,

Sonntag, 28. Febr.Weißenfels u. Umg.: Konſumverein, Dienstag, 2. März.
——=—=D

Jm Jnſeratenteil der heutigen Nummer werden folgende Ver-
ſammlungen veröffentlicht

Zeitz-Weißenfelſer- u. Altenburger Braunkohlen-
Revier: Oeffentl. Bergarbeiter Verſammlung, Sonntag

28. Februar.
v

Literariſches.
„Simpliziſſimus“; Faſchingsnummer. Verlag Albert Lan-

gen, München. Preis 50 Pf. Der „Simpüziſſimus“ läßt
alljährlich eine Extranummer von dem Zeichner der eleganten
Welt, F. v. Reznicek, zeichnen, die in künſtleriſcher Form die
Fidelitas des Faſchings verſchönt. Man ſtaunt, wie Reznicek
immer wieder neue Fineſſen findet, um die Faſchingslaunen,
die Nachhausbegleitung bis ins Bett zu „verherrlichen“.
Ludwig Thoma iſt in der Nummer mit fidelen und pikanten
Verſen vertreten, die das Abenteuer eines Gymnaſiallehrers
mit einem unwiderſtehlich draſtiſchen Ende ſchildern. Die ganze
elegant ausgeſtattete Nummer iſt auf den Ton des erſten
Wißes geſtimmt: Der Herr bei der Heimbegleitung: „Wenn
man bloß dein Mann niſcht merkt.“ Sie: „Der freut
ſich höchſtens. Er hat ſich ja zu Weihnachten 'nen
Scheidungsgrund gewünſcht.“

Die „weltlichen“ Mucker werden nicht ſchlecht über die Num-
mer zetern.

Zur Gründung einer eignen Preſſe im Zeiter Kreiſe:

Zeitz. Extratour des Arb.Turnvereins Sautzſchen 2,85 Mark.
A. Leopoldt.

Extratour der Handels und Transportarbeiter 9,55 Mark.
A. Dahler.

a Dankbarkeit
t. Lungen- und Aſthmaleidenden,

überhaupt alle, die an Huſten, Lungen und Ke lkopf-Katarrh, L affektionen,Atemnot, Heiſerkeit, Luftröhren und Brod u. W mir
ihrem eigenen Intereſſe ihre Adreſſe mitzuteilen 8 teile jedem gern, lediglich gegen
W des Portos, mit, auf welche einfache und biſſige Veſe mir dei meinen
ſchweren ungenleiden geholfen wurde. NB. Es handelt ſich nicht um ein Geheimmittel
eder einen koſtſpieligen Apparat. Alb. Nöbeling, ehe i. Han.
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